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Niederschrift 
 
über die 29. öffentliche Sitzung der am 9. März 2014 gewählten Gemeindevertretung der 
Stadtgemeinde Oberndorf, welche am Mittwoch, dem 23. Mai 2018, um 19.00 Uhr im Kran-
kenhaus Oberndorf stattgefunden hat. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Eröffnung und Begrüßung durch den Bürgermeister, Feststellung der Beschlussfähigkeit; 
    Fragestunde für die Gemeindebürger 
2. Beschlussfassung der Niederschrift vom 18. April 2018 
3. Berichte des Bürgermeisters 
4. Jahresrechnung 2017 Stadtgemeinde Oberndorf inkl. Erläuterungen 
5. Jahresrechnung 2017 Stadtgemeinde Oberndorf Immobilien KG 
6. Ankauf von Wertpapieren als Tilgungsträger CHF-Kredit 
7. Vereinbarung zum Leitungsrecht der A1 Telekom Austria AG für Gast-Nr. 1023/1 
8. Vereinbarung über Leitungsführung der Salzburg AG f. Energie, Verkehr und Telekommu- 
    nikation f. Gst-Nr.833/1 und 833/4 
9. Änderung Bebauungsplan Oberndorf-Ost 
10. Änderung Flächenwidmungsplan im Bereich „Krankenanstalten Süd 2“ samt Änderung 
    Bebauungsplan „Krankenanstalten“ 
11. Sanierung und Qualitätsverbesserung Kindergarten 2 – Beauftragung ausführender 
    Gewerke 
12. Seniorenwohnhaus Oberndorf – Errichtung einer Photovoltaikanlage 
13. Mehrzweckhalle / Dreifachturnhalle – brandschutz- u. sicherheitstechnische Maßnahmen  
14. Sportmittelschule (Aula) – brandschutztechnische Maßnahmen   
15. Auflösung Mietvertrag für die im 2. OG befindlichen Räumlichkeiten des Kopfbaues 
    der Stadthalle  mit dem Verein „Soziales Netzwerk Oberndorf“ 
16. Dienstleistungsvereinbarung gem. § 48 Datenschutz-Anpassungsgesetz und Art. 28  
    Datenschutz-Grundverordnung (Schulpflichtmatrik-ZMR-Datenbereitstellung) 
17. Verkauf Wohnungen Salzburger Straße 10 – Zustimmung zur Teilung der Wohnungs- 
    eigentumseinheit W4  
18. Aufträge, Anschaffungen 
19. Subventionen 
20. Prüfbericht Landesrechnungshof 
21. Salzburger Deklaration der Selbstverwaltungen der Gebietskrankenkassen und der  
    Ärztekammer zur Kassenfusion 
    (Dringlichkeitsantrag – nachträglich aufgenommen gem. § 25 Abs. 8 Sbg. GdO 1994) 
22. Allfälliges 
23. Vergabe von Wohnungen (nichtöffentlich gem. § 28 Sbg. GdO 1994) 
 
Anwesende: 
 
Bürgermeister Peter Schröder 
2. Vizebürgermeister Ing. Georg Djundja 
Stadträtin Waltraud Lafenthaler 
Stadtrat Dietmar Innerkofler 
Stadtrat Ing. Josef Eder 
GV Dr. Andreas Weiß 
GV Wolfgang Oberer 
GV Wolfgang Stranzinger 
GV Ing. Florian Moser BSc 
GV Stefan Jäger 
GV Johannes Zrust 
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1. Vizebürgermeisterin Sabine Mayrhofer 
Stadtrat Mag.(FH) Hannes Danner  
Stadtrat Arno Wenzl 
GV Ing. Peter Wimmer 
GV Anna Schick 
GV Markus Doppler 
 
Stadtrat Ing. Johann Schweiberer BEd 
GV Josef Hagmüller 
 
GV Maria Petzlberger 
GV Markus Strobl 
 
GV Peter Hauser 
 
Entschuldigt abwesend: 
GV Peter Illinger 
GV Tobias Pürcher 
GV Christoph Thür 
 
Weiters anwesend: 
Ewald Feichtinger, Financial Services – zu TOP 6. 
Ing. Hannes Bruckmoser, Bauplan - zu TOP 11. und 14. 
Dipl.-Ing. Dieter Müller, Bauamtsleiter  
Doris Moßhammer, Leiterin Finanzverwaltung  
Dr. Gerhard Schäffer, Amtsleiter 
 
Schriftführerin: Gabriele Niederstrasser 
 
Es waren 18 Zuhörer anwesend. 
 
 
Verlauf und Ergebnisse der Sitzung: 
 
1. Eröffnung und Begrüßung durch den Bürgermeister, Feststellung der Beschlussfä-
higkeit; Fragestunde für die Gemeindebürger 
 
Bürgermeister Schröder begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung um 19.00 Uhr. Er 
stellt fest, dass aufgrund der Anwesenheit von 22 Gemeindevertretungsmitgliedern die Be-
schlussfähigkeit des Gremiums gegeben ist. Die Tagesordnung wurde zeitgerecht und ord-
nungsgemäß zusammen mit der Einberufung zur Sitzung zugestellt. Es bestehen dagegen 
keine Einwände. 
 
Bürgermeister Schröder hält fest, dass ein Dringlichkeitsantrag gemäß § 25 Abs. 8 Salzbur-
ger Gemeindeordnung 1994 i.d.g.F. vorliegt und stellt den Antrag, folgenden Tagesord-
nungspunkt als TOP 21. in die Sitzung aufzunehmen: Salzburger Deklaration der 
Selbstverwaltungen der Gebietskrankenkassen und der Ärztekammern zur Kassenfu-
sion (Datum des Antrages: 23.05.2018, unterfertigt von den Gemeindevertretungsmitglie-
dern GV Dr. Weiß, Vizebgm. Ing. Djundja, GV Petzlberger, GV Strobl). 
 
GV Dr. Weiß erläutert kurz, dass die Idee dahinter sei, diese Salzburger Deklaration zu un-
terstützen, um ein deutliches Signal zu setzen.  
 
Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte verschieben sich entsprechend. 
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Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Die Aufnahme des zusätzlichen Tagesord-
nungspunktes wird einstimmig beschlossen. 
 
 
Da seitens der Zuhörer keine Fragen zur Tagesordnung bestehen, entfällt die Bürgerfrage-
stunde.   
 
 
2. Beschlussfassung der Niederschrift vom 18. April 2018 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, das Protokoll der Gemeindevertretungssitzung vom 
18. April 2018 zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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3. Berichte des Bürgermeisters 
 
3.1. SalzAlpenTouren 07.-12.06.2018 
 
Seitens des SalzAlpenSteig-Teams liegt eine Einladung an die Gemeindevertretung zur Teil-
nahme an vier organisierten Wanderungen „auf den Spuren des Salzes“ vor. Für  Interessier-
te liegen die Unterlagen und das Antwortformular im Rathaus auf. 
 
3.2. Regionales Asyl- und Integrationssteuerungstreffen Flachgau am 19.06.2018 
 
Zu dieser Veranstaltung der BH liegt eine Einladung für die Stadtgemeinde vor. Beide oder 
einer der beiden Vizebürgermeister werden ersucht, in Vertretung des Bürgermeisters am 
Treffen in St. Virgil teilzunehmen. 
 
3.3. FahrRad-Beratung grenzüberschreitend 
 
Die Städte Laufen und Oberndorf haben sich geeinigt, das gemeinsame Fahrradprojekt im 
nächsten Jahr zu starten. Das Projekt wird ein Tagesordnungspunkt in der gemeinsamen 
Sitzung des Stadtrates Laufen und der Gemeindevertretung Oberndorf sein. Auch im Regio-
nalverband haben wir uns bereits eingehend über ein Radnetz in der Region unterhalten. 
 
3.4. Imkerverein Oberndorf-Göming 
 
Der Verein dankt mit Schreiben vom 07.05.2018 für die finanzielle Unterstützung. Das Geld 
wird für die VAROA-Behandlung der Bienen und zur Unterstützung von Jungimkern verwen-
det. 
 
3.5. 140 Jahre Liedertafel – Besuch Partnerstadt Oberndorf am Neckar 
 
Anlässlich des 140-Jahr-Jubiläums der Liedertafel Oberndorf wird auch unsere Partnerstadt 
aus Oberndorf am Neckar anreisen (Ankunft: Freitag,15.06., ca. 19.30 Uhr, Abreise: Sonn-
tag, 17.06., ca. 14.00 Uhr). Die beiden Vizebürgermeister werden um Terminvormerkung 
ersucht, um die Gäste zu begleiten. Es sind auch die Gemeindevertretungsmitglieder einge-
laden. 
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4. Jahresrechnung 2017 Stadtgemeinde Oberndorf inkl. Erläuterungen 
 
Die Unterlagen wurden den Fraktionsvorsitzenden und den beiden Vizebürgermeistern in 
Papierform zur Vorbereitung übermittelt. Jedes Mitglied der Gemeindevertretung erhielt mit 
dem Amtsbericht gesondert eine Zusammenstellung für die Jahresrechnung 2017. 
 
Bürgermeister Schröder betont, dass das Plus von € 600.000,-- eine erfreuliche Tatsache 
darstellt und erläutert anhand der nachstehenden Unterlagen die Jahresrechnung 2017.  
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Bürgermeister Schröder betont, dass das gute Ergebnis nicht zuletzt durch die ausgezeich-
nete Arbeit aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, auch der Außenstellen wie Seniorenwohn-
häuser, Kindergärten, Feuerwehr etc., zustande kam, wofür er sich bei allen bedankt. Er 
hofft, dass auch 2018 so gut abgeschlossen werden kann. 
 
Er verweist auf den Schuldenstand – dieser ist rückläufig. Zur Entwicklung der Transferzah-
lungen ist anzumerken, dass diese jährlich steigen. Die Ertragsanteile bleiben gleich. In 
Summe sind wir hier am Stand von 2014 angekommen, wir haben etwa den gleichen Betrag. 
Wir müssen haushalten und hoffen, in Wien bei der Zuteilung der Strukturhilfe nicht verges-
sen zu werden. Eine Zusicherung der Ertragsanteile wie früher wäre uns natürlich lieber. 
 
Es gab eine große Steigerung in der Pflegeversicherung. Die Zahlungen an das Land wer-
den immer mehr. Eine höhere Dotierung beim Seniorenwohnhaus durch das Land würde uns 
helfen. 
 
Die Schuldenstandszahlen kann man lesen, wie es einem gefällt. Die Schuldenkategorie 3 
wird zu 100 % vom Bund bezahlt. Am 31.12.2017 lag der Schuldenstand der Kategorien 1 
und 2 bei € 10.105.000,--. Bereinigt haben wir ca. € 8,5 Mio. nur für Oberndorf. Trotz Rat-
haus-Neubau ist der Schuldenstand sinkend bzw. gleichbleibend, wenn man das Rathaus 
mit betrachtet. Das Finanzjahr wurde somit gut abgeschlossen. 
 
Der Bürgermeister stellt die Jahresrechnung zur Diskussion. 
 
1. Vizebgm. Mayrhofer dankt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für ihre vorbildliche Ar-
beit das gesamte Jahr über und auch dafür, dass ein Überschuss von € 600.000,-- erwirt-
schaftet werden konnte. Den Stand der Dinge hat der Bürgermeister bereits ausgeführt. Ein 
großer Posten ist die Personalkosteneinsparung im Seniorenwohnhausbereich. Hier wirkt 
sich der Personalmangel aus, was aber nicht so bleiben soll. Die Personalkosten werden 
somit auch wieder steigen. Derzeit sind die SWH-Bediensteten stark belastet. 
 
Manche Ausgaben wurden 2017 nicht getätigt, die kommen im Jahr 2018 in die Rücklagen 
und wir wissen, wofür wir sie brauchen.  
 
Der Jahresabschluss ist für uns schlüssig. Die Rückstellungen wurden alle ausgeglichen und 
auf null gestellt (wie es der LRH vorgegeben hat). Vier Positionen weisen noch Überschüsse 
aus, die wir als Rückstellungen einbuchen und bezeichnen. Wir haben auch noch die allge-
meine Rücklage mit € 400.000,--, doch es gibt ein offenes Verfahren, wo die Entscheidung 
noch aussteht und wir diese möglicherweise brauchen werden. Daher haben wir sie nicht frei 
zur Verfügung. Das sind meine Anregungen zur Jahresrechnung. 
 
Bürgermeister: Aus diesen Überlegungen wurde die „allgemeine“ Rücklage so benannt. Zu 
den Rückstellungen berichtet Frau Moßhammer. 
 
Frau Moßhammer: Diese Vorgangsweise ist seit 2004 mit der Landesregierung abgestimmt. 
Die Rücklagen werden als Kassenbestandsverstärkungen gebraucht und sind keine Ver-
schleierungen. Jeder, der mit Doppik arbeitet, kennt diese Rückstellungen. Diese macht man 
dann, wenn man weiß, dass Ausgaben anstehen. Das Geld wird nicht mehr oder weniger, es 
ist nur dort, wo es hingehört. Rückstellungen sind dafür gemacht, dass ich sie verfügbar ha-
be, wenn ich sie brauche. Das ist kein gesetzeswidriges Vergehen. Sie sind auch mit der 
Abteilung 1 des Landes akkordiert. Wir werden sie behalten und in die neue VRV übertra-
gen. 
 
Stadtrat Ing. Schweiberer hält fest, dass die NOW der Jahresrechnung zustimmen wird und 
dankt ebenfalls den Bediensteten. Es gibt für die NOW kein Hindernis, auch wenn es der 
Landesrechnungshof anders sieht.    
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Irritiert zeigt er sich vom „Schuldenabbau mit Augenmaß“, da einige Positionen (z. B. Lea-
sing etc.) massiv gestiegen seien (Kategorie 1). Ansonsten gäbe es keine Bedenken. Es ist 
immer so, von welcher Seite man die Dinge betrachtet. 
 
Bürgermeister Schröder fügt ein, dass natürlich der Rathaus-Neubau dazugekommen sei. 
 
GV Strobl: Auch wir danken und stimmen zu. Ich vertraue den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Stadtgemeinde, ich bekomme immer kompetente Auskünfte vom gesamten Team.  
 
Seine Detailfrage betreffend Rücklage von € 200.000,-- für brandschutztechnische Maßnah-
men erklärt Frau Moßhammer wie folgt: 
Als dieses Thema spruchreif wurde, war die Jahresrechnung bereits fertiggestellt. Es war 
ursprünglich nicht absehbar, wie die Fluchtwegssituation aussehen wird. Die Daten vom 
GAF waren da, er hat das alles geprüft. 3 oder 4 Monate nach Rechnungserstellung wurde 
das so fixiert. 
 
1. Vizebgm. Mayrhofer wirft ein, sollte etwas übrig bleiben, könnte man ja eine anderweitige 
Verwendung beschließen. 
 
GV Dr. Weiß erteilt der Jahresrechnung eine klare Zustimmung. Sie spiegelt all das wider, 
was im vergangenen Jahr beschlossen wurde. Er dankt allen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern für ihre Arbeit und vor allem für ihre serviceorientierte Grundhaltung sowohl den Ge-
meindebürgerinnen und –bürgern als auch der Gemeindevertretung gegenüber. Sein großer 
Dank richtet sich auch an den Bürgermeister, der Respekt von der gesamten Gemeindever-
tretung verdiene. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt der Bürgermeister den Antrag, die vor-
liegende Jahresrechnung 2017 inkl. Erläuterungen zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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5. Jahresrechnung 2017 Stadtgemeinde Oberndorf Immobilien KG 
 
Die Unterlagen wurden den Fraktionsvorsitzenden und den beiden Vizebürgermeistern in 
Papierform zur Vorbereitung übermittelt. Jedes Mitglied der Gemeindevertretung erhielt mit 
dem Amtsbericht gesondert eine Zusammenstellung über die Jahresrechnung 2017. 
 
Frau Moßhammer erklärt die vorliegende Jahresrechnung. 
 
Das Einnahmen- und Ausgabenvolumen beläuft sich auf gerundet € 334.808,34. Wie be-
kannt, wird die Immobilien KG (darin enthalten sind Hauptschule, Stadthalle, Nahwärme, 
Bauhof etc.) über Transferzahlungen abgewickelt. Mieten werden in der Immobilien KG ge-
bucht und von der Stadtgemeinde bezahlt. Sie belasten die Stadtgemeinde nur mit der Um-
satzsteuer.  
Beendet wurden 2017 die brandschutz- und sicherheitstechnischen Maßnahmen im Bauhof. 
Für die Heizung, Nahwärme, mussten der Heizkessel, der Wärmetauscher und die Nahwär-
mezuleitung um Kosten in Höhe von € 24.700,-- erneuert werden. Für die Sanierung der in-
nenliegenden Dachrinne wurden € 40.700,-- verwendet. Der Vorsteuer-Bonus konnte durch 
diese Investitionen ausgenutzt werden. Die Instandhaltungskosten wurden mittels Transfer-
zahlungen der Stadtgemeinde und Buchung auf den entsprechenden Ansätzen ausgegli-
chen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die vorliegende Jahresrechnung 2017 der Stadt-
gemeinde Oberndorf Immobilien KG zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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6. Ankauf von Wertpapieren als Tilgungsträger CHF-Kredit 
 
Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
„Die Stadtgemeinde Oberndorf hat als Tilgungsträger für den endfälligen CHF-Kredit ein 
Wertpapierdepot. Im Jahr 2018 sollten folgende Wertpapierkäufe anhand von aktuellen Zah-
len getätigt werden, um dem Ansparziel bis zur Endfälligkeit des CHF-Kredites gerecht zu 
werden: 
Per 09/2027 ist nach derzeitigem Kurs ein Kapitalerfordernis von Euro 1.048.912,02 zu til-
gen. Abzüglich des derzeitigen Wertes der erliegenden Anleihen ist unter Ansatz der Rest-
laufzeit bis 09/2027 und einer angenommenen Durchschnittsrendite von derzeit 0,51 % p. a. 
ein jährlicher Ankauf von entsprechend verzinsten Wertpapieren in Höhe von Euro 62.352,91 
notwendig sowie die Veranlagung des Barbestandes in Höhe von Euro 8.398,49, um den 
Rücklösungsbetrag (auf Basis heutigen Kurses) von Euro 1.048.912,02 zur Verfügung zu 
haben.  
 
Wir empfehlen somit den Ankauf von festverzinslichen österreichischen Staatsanleihen für 
das Jahr 2018 in Höhe eines Kurswertes von zumindest Euro 62.352,91 sowie die Veranla-
gung des Großteiles des Barbestandes in Höhe von ca. Euro 7.500,00 (insgesamt also Euro 
69.852,91 – gerundet Euro 70.000,00) in festverzinslichen österreichischen oder deutschen 
Staatsanleihen. 
 
Zahlenwerte: 
offener CHF Kredit per 11.05.2018:     CHF 1.251.352,04 
Kurs per 11.05.2018:      1,193 CHF/EUR 
Kurswert in Euro:      EUR  1.048.912,02 
abzgl. Kurswert per 11.05.2018 Wertpapiere:           - EUR   467.752,10 
abzgl. Barbestand auf Verrechnungskonto:                         - EUR       8.398,49 
verbleibender anzusparender Wert bis 09/2027:  EUR     572.761,43 
 
Unter Ansatz folgender Prämissen    
Verzinsung (bezogen auf den dzt. Kurswert nach KESt): 0,51 % p.a. 
Zahlungshäufigkeit:      jährlich  
Ansparzeit:       9,0 Jahre  
Anzusparendes Kapital:     EUR     572.761,43 
 
beträgt das Kauferfordernis für Wertpapiere 2018 EUR   62.352,91 p.a. 
zuzügl. Veranlagung Großteil des Barbestandes EUR     7.500,00.  
 
Somit ergibt sich derzeit ein Investitionserfordernis  
von gerundet:      EUR   69.852,91 
        EUR   70.000,00" 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt der Bürgermeister den Antrag, den bestmögli-
chen Ankauf von Wertpapieren in der Höhe von € 70.000,00 (Kurswert) zum Erreichen 
des Ansparzieles gemäß Berechnung und Empfehlung der Financial Services soluti-
ons & more GmbH vom 11.05.2018 für das Jahr 2018 in festverzinslichen Anleihen der 
Republik Österreich oder der Bundesrepublik Deutschland zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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7. Vereinbarung zum Leitungsrecht der A1 Telekom Austria AG für Gst-Nr. 1023/1 
 
Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
„Durch die A1 Telekom Austria AG wurde eine Vereinbarung zum Leitungsrecht vorgelegt. 
Betroffen ist das sich im Eigentum der Stadtgemeinde Oberndorf befindliche Grundstück 
1023/1 KG 56410 Oberndorf. Gemäß Telekommunikationsgesetz (TKG, §5, Abs.4) sind Be-
reitsteller eines öffentlichen Kommunikationsnetzes berechtigt, Leitungsrechte an privaten 
Liegenschaften in Anspruch zu nehmen, sofern öffentliche Rücksichten nicht im Wege ste-
hen und wenn 
 

1. die widmungsgemäße Verwendung des Grundstückes durch die Nutzung nicht oder  
nur unwesentlich dauernd eingeschränkt wird und 
 

2. eine Mitbenutzung von Anlagen, Leitungen oder sonstigen Einrichtungen nach § 8 
Abs. 1, 1c oder 2 nicht möglich oder nicht tunlich ist. 
 

Die A1 Telekom Austria beabsichtigt in Ausübung dieses Rechtes auf der(n) angeführten 
Liegenschaft(en) folgende Telekommunikationsanlage(n) zu errichten: 
 
KG 56410 Oberndorf, Einlagezahl 584, GST-NR: 1023/1 
Erdkabellegung lt. Plan Strassenrand 
Kabelmontagegrube lt. Plan Strassenrand 
Verlegung von Cu-Kabeln 

 
Es wird einvernehmlich festgehalten, dass für die fernmeldetechnische Nutzung der Liegen-
schaft(en) gemäß §5 Abs.5 TKG keine Abgeltung zur Anwendung kommt. 
 
Der Inanspruchnahme des Leitungsrechts für die Nutzung der Liegenschaft(en) gemäß dem 
Telekommunikationsgesetz wird zugestimmt."  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Abschluss einer Vereinbarung mit der A1 Tele-
kom Austria AG zur Einräumung des Rechtes der Errichtung der Erdkabellegung, der 
Kabelmontagegrube und der Verlegung von Cu-Kabeln auf dem Grundstück 1023/1 KG 
56410 Oberndorf zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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8. Vereinbarung über Leitungsführung der Salzburg AG f. Energie, Verkehr und Tele-
kommunikation f. Gst-Nr. 833/1 und 833/4 
 
Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
„Durch die Salzburg AG für Energie, Verkehr und Telekommunikation wurde eine Vereinba-
rung über Leitungsführung vorgelegt. Betroffen sind die sich im Eigentum der Stadtgemeinde 
Oberndorf befindlichen Grundstücke 833/1 und 833/4 KG 56410 Oberndorf. Die Vereinba-
rung beinhaltet das Recht, eine Leitungsangabe in den festgelegten Strecken- und Tiefenla-
gen samt Zubehör zu verlegen. Damit verbunden ist auch das Recht, die fertig gestellte Lei-
tungsanlage samt Zubehör zu betreiben, zu überprüfen, instandzuhalten, zu erneuern, um-
zubauen und das betroffene Grundstück nach Voranmeldung und bei Gefahr im Verzug je-
derzeit ungeändert zu betreten. Der Grundeigentümer verpflichtet sich, die Errichtung, den 
Bestand und den Betrieb dieser Leitungsanlage samt Zubehör in angeführtem Umfang zu 
dulden und alles zu unterlassen, was eine Beschädigung oder Störung der Anlage zur Folge 
haben könnte. Weiters verpflichtet sich der Grundeigentümer, innerhalb eines Schutzberei-
ches von einem Meter beiderseits der Leitungsachse ohne Zustimmung der Salzburg AG 
keine Bäume zu pflanzen bzw. keinerlei Bauwerke jeglicher Art zu errichten. Über Verlangen 
des Grundeigentümers verpflichtet sich die Salzburg AG zur Übergabe eines Bestandspla-
nes.  
Im Falle beabsichtigter Grabungen und Niveauänderungen im Anlagenbereich verpflichtet 
sich der Grundeigentümer, die Salzburg AG 14 Tage vorher zu verständigen. Die Weisungen 
der Salzburg AG bzw. des gegebenenfalls entsandten kostenlosen Vertreters auf der Bau-
stelle sind zu beachten und einzuhalten.  
Die Salzburg AG verpflichtet sich zur Herstellung des ursprünglichen Zustandes sowie für 
nachweisbare Flur- und Sachschäden, die anlässlich der Errichtung, Änderung, Vornahme 
von Reparaturen und Instandsetzungen, Erneuerungen, Überprüfung, Umbau sowie des 
Betriebes und der Wartung der Leitungsanlage entstehen, jeweils unter Anwendung der Ent-
schädigungsrichtlinien der Salzburger Landwirtschaftskammer bzw. im Rahmen der gesetzli-
chen Bestimmungen Ersatz zu leisten. Die Entschädigung ist mit dem Zeitpunkt der tatsäch-
lichen Durchführung jener Arbeiten fällig, die den Entschädigungsanspruch begründen. Mit 
der Bezahlung des Entschädigungsbetrages hat der Grundeigentümer gegen die Salzburg 
AG aus diesem Titel keine wie immer gearteten Ansprüche.  
Die Vertragsteile verpflichten sich, die in diesen Vertrag übernommenen Rechte und Pflich-
ten auf ihre allfälligen Rechtsnachfolger und Nachfolger im Besitz zu überbinden und auch 
diese zu verpflichten, diese Rechte und Pflichten an allfällige Rechts- und Besitznachfolger 
zu übertragen.  
Einvernehmlich wird festgehalten, dass durch die Gestattung der Leitungsführung das Recht 
des Grundeigentümers, die betroffene Liegenschaft zu verbauen, nicht eingeschränkt wird. 
Ist aufgrund einer bewilligten Baumaßnahme die Entfernung oder Änderung der Anlage er-
forderlich, so wird dies durch die Salzburg AG auf deren Kosten durchgeführt. In diesem Fall 
wird der Grundeigentümer der Salzburg AG gestatten, auf seiner Liegenschaft zu gleichen 
Bedingungen die Leitungsanlage an anderer Stelle unentgeltlich zu situieren.  
Ein gesondertes Entgelt für die Gestattung der Leitungsführung und für alle mit dem Bestand 
derselben verbundenen Erschwernisse wird nicht geleistet. Der Wert der Vereinbarung wird 
durch die Vertragsteile einvernehmlich mit einem Euro festgestellt.  
Alle Kosten, die durch die Errichtung dieser Vereinbarung entstehen, gehen zu Lasten der 
Salzburg AG.“  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Abschluss einer Vereinbarung mit der Salzburg 
AG zur Einräumung des Rechtes der Errichtung einer Leitungsanlage auf den Grund-
stücken 833/1 und 833/4 KG 56410 Oberndorf zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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9. Änderung Bebauungsplan Oberndorf-Ost 
 
Folgender Amtsbericht des Bauamtes liegt vor: 
 
„Die Änderung wurde erforderlich, um das in den Gremien genehmigte Projekt unter 
Berücksichtigung des Urgeländes umsetzen zu können. Die Verfahrensschritte zur 
Abänderung des Bebauungsplanes werden durch §§ 50, 63 und 65 ROG 2009 bestimmt. 
 
Verfahrensschritte 
 

Entwurf fertiggestellt: 09.04.2018 

Öffentliche Auflage des Entwurfes: 10.04.2018 bis 09.05.2018 

Die Stellungnahme des Gestaltungsbeirates liegt vor seit: Nur erforderlich bei 
Aufbaustufenplänen 

Einwendungen eingegangen: Nein 

 
Die vorbereitenden Verfahrensschritte wurden ordnungsgemäß durchgeführt.  
Einwendungen wurden keine erhoben.  
 
Beilagen: Entwurf des Bebauungsplanes (2. Änderung)"  
 
Bürgermeister Schröder merkt an, dass die geplante Bebauungsplan-Änderung im Gestal-
tungsbeirat und im Bauausschuss vorgelegen ist und im Detail besprochen wurde.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt der Bürgermeister den Antrag, die Änderung des 
Bebauungsplanes ”Oberndorf-Ost” gemäß § 65 Abs. 6 ROG 2009 zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): 21 Stimmen dafür, 1 Stimme dagegen (Stadtrat 
Mag.(FH) Danner) 
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10. Änderung Flächenwidmungsplan im Bereich „Krankenanstalten Süd 2" samt Än-
derung Bebauungsplan „Krankenanstalten" 
 
Folgender Amtsbericht des Bauamtes liegt vor: 
 
„Gemeinsam mit der Flächenwidmungsplanänderung wird der bestehende Bebauungsplan 
„Krankenanstalten“ geändert. Die Flächenwidmungsplanänderung betrifft die Grundstücke 
914/1, 914/5 und 899/1 KG Oberndorf 
 
Verfahrensschritte 
 

Entwurf wurde erstellt am: 01.02.2018 

Um Vorbegutachtung beim AdSLR angesucht: 02.02.2018 

Öffentlichkeitsarbeit: 03.05.2018 

Vorbegutachtung des AdSLR: Ist derzeit noch 
ausständig 

Beilagen:  
- Entwurf des Flächenwidmungsplans samt Bebauungsplan 

- Zugehöriger Planungsbericht" 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Auflage des Entwurfes zur Änderung des Flä-
chenwidmungsplans im Bereich „Krankenanstalten Süd 2“ und zur Änderung des Be-
bauungsplans „Krankenanstalten“ gemäß § 65 Abs 1 ROG 2009 zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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11. Sanierung  und Qualitätsverbesserung Kindergarten 2 - Beauftragung ausführen-
der Gewerke 
 
Folgender Amtsbericht des Bauamtes liegt vor: 
 
„Für nachfolgende Gewerke wurden gemäß BVergG 2006 Angebote eingeholt. Die Vergabe-
vorschläge lauten auf: 
 

1.) Bodenbeläge an die Fa. Wohnideen Karl, 5110 Oberndorf, mit einer Vergabesumme 
von netto € 23.958,-- 

2.) Pflaster an die Fa. Erdbau Ges.m.b.H, 5102 Anthering, mit einer Vergabesumme von 
netto € 10.337,-- 

3.) Zimmerer Dachsanierung an die Fa. Baumann Zimmerei GmbH, 5113 St. Georgen, 
mit einer Vergabesumme von netto € 76.829,60 

4.) Dachdecker-Spengler an die Fa. Adelsberger, 5110 Oberndorf, mit einer Vergabe-
summe von netto € 36.893,-- 

5.) Trockenbau an die Fa. Peter Höll, 5071 Wals, mit einer Vergabesumme von netto 
 € 7.724,-- 

6.) Maler an die Fa. Malerei Demir, 5110 Oberndorf, mit einer Vergabesumme von netto 
€ 11.367,50 

7.) Tischler an die Fa. Streitwieser, 5110 Oberndorf, mit einer Vergabesumme von netto 
€ 5.211,-- 

8.) Elektro an die Fa. E-Technik Pabinger GmbH, 5110 Oberndorf, mit einer Vergabe-
summe von netto € 37.365,09 

9.) Schlosser an die Fa. Pertiller Metalltechnik, 5110 Oberndorf, mit einer Vergabe-
summe von netto € 13.548,-- 

10.) Glaser an die Fa. Glas Kreidl GmbH, 5300 Hallwang, mit einer Vergabesumme von 
netto € 3.530,-- 

 
Die Beauftragungen erfolgen durch die Stadtgemeinde Oberndorf."  
 
Stadtrat Wenzl: Wie stehen wir mit diesen Anboten bei der Gesamtsumme? 
 
Ing. Bruckmoser: Wir befinden uns unter dem geschätzten Betrag. 
 
GV Petzlberger ist irritiert, dass die Glaserarbeiten bei der Fa. Kreidl um mehr als die Hälfte 
billiger sind als bei den anderen Anbietern. 
 
Ing. Bruckmoser: Es hat eine Ausschreibung stattgefunden und Glas Kreidl hat das Angebot 
in dieser Form abgegeben. Es handelt sich hier um eine große Firma, die wir auch kennen 
und die korrekt ist. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt der Bürgermeister den Antrag, die Be-
auftragungen gemäß den vorliegenden Vergabevorschlägen zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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12. Seniorenwohnhaus Oberndorf - Errichtung einer Photovoltaikanlage 
 
Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
„In der Sitzung des Bauausschusses vom 31.10.2017 wurde die Errichtung einer Photovolta-
ikanlage auf dem Dach des Seniorenwohnhauses vorgestellt und die Umsetzung durch den 
Bauausschuss befürwortet. Die Zustimmung des Objekteigentümers, der Genossenschaft 
‚Die Salzburg‘, liegt vor. 
 
Die Installation einer Photovoltaikanlage durch die Firma Ökovolt Solartechnik wurde auch 
im Lenkungsausschuss vom 26. April 2018 positiv beurteilt. Das Angebot der Firma Ökovolt 
beinhaltet Nettokosten in der Höhe von € 89.200,00. 
 
Laut den neuen GAF-Richtlinien 2018 wird die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf ge-
meindeeigenen Gebäuden mit einem Pauschalfördersatz von 15% gefördert. Die Inan-
spruchnahme dieser Förderung schließt eine Leasingvariante zur Finanzierung aus. 
 
In den Förderrichtlinien Photovoltaik Großanlagen, Punkt 3.1., sind Doppelförderungen des 
gleichen Fördergegenstandes grundsätzlich ausgeschlossen. Davon ausgenommen sind 
Förderungen der OeM-AG und von Gemeinden. 
Durch das Amt der Salzburger Landesregierung, Abteilung 4/04 – Energiewirtschaft und 
Energieberatung, wird bestätigt, dass diese Ausnahme die GAF-Förderung von Photovolta-
ikanlagen betrifft. Beide Förderungen können ohne gegenseitigen Ausschluss und Abzug 
beantragt werden. 
 
Der GAF-Antrag wurde am 11. April 2018 aufgrund folgender Kostenkalkulation eingebracht: 
Installationskosten netto    €  90.000,00 
abzüglich 
Förderung Abt. 4/04     €  25.775,00 
GAF 15%      €  13.500,00 
Finanzierungssumme     €  50.725,00 
Auflösung Rückstellung SWH Oberndorf  €  31.120,00 
Offene Finanzierung     €  19.605,00 
 
Verrechnung an Gemeinden im Rahmen der Betriebskostenabrechnung nach Belagstagen. 
Die Beauftragung erfolgt durch die Stadtgemeinde Oberndorf."  
 
Bürgermeister Schröder hält fest, dass diese Maßnahme im Lenkungsausschuss vorgestellt 
wurde und die Bürgermeister zugestimmt haben. Auch im Bauausschuss wurde die Errich-
tung der Photovoltaikanlage zweimal behandelt. 
 
GV Strobl begrüßt die Umsetzung, kritisiert jedoch, dass die Umsetzung 4 Jahre gedauert 
hat. Das sei ihm zu lange und sollte nicht wieder vorkommen. 
 
Bürgermeister erwidert, dass aufgrund dieses langen Diskurses sich jetzt der positive Aspekt 
eines besseren Projektes und einer besseren Finanzierung ergeben hat. Manches dauert 
etwas in der Entwicklung, doch sollten wir jetzt zufrieden sein. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt der Bürgermeister den Antrag, die Be-
auftragung der Installation einer Photovoltaikanlage am Seniorenwohnhaus Oberndorf 
durch die Firma Ökovolt Solartechnik laut vorliegenden Ausführungen zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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13. Mehrzweckhalle / Dreifachturnhalle - brandschutz- und sicherheitstechnische 
Maßnahmen 
 
Dieser Punkt wird von der heutigen Tagesordnung genommen, da die abgegebenen Ange-
bote deutlich über den Schätzkosten liegen. 
 
Die Leistungen werden neu ausgeschrieben und insbesondere für die Baunebenleistungen 
(Hallenschutzboden) gesonderte Angebote eingeholt. Zudem wurde festgestellt, dass das 
Planungsbüro ein falsches Vergabeverfahren gewählt hat. 
 
Es ist geplant, die Maßnahmen in der nächsten Gemeindevertretungssitzung am 4. Juli zur 
Beschlussfassung vorzulegen, sodass die Umsetzung noch im Sommer erfolgen kann. 
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14. Sportmittelschule (Aula) - brandschutztechnische Maßnahmen 
 
Folgender Amtsbericht  liegt vor: 
 
„In der Sitzung des Bauausschusses vom 19.04.2018 wurden die brandschutztechnischen 
Maßnahmen für die Aula der Sportmittelschule vorgestellt und die Umsetzung durch den 
Bauausschuss befürwortet. Dieses Sanierungsvorhaben ist im Voranschlag 2018 noch nicht 
enthalten. Abgewickelt wird es durch die Stadtgemeinde Oberndorf Immobilien KG, somit 
kommt es zur Nettoverrechnung. 
Die Nettokosten betragen laut Kostenschätzung vom 17.04.2018, Fa. Bauplan, Ing. Johann 
Bruckmoser,  € 241.000,00. Mit der Jahresrechnung 2017 wurde eine Rücklage in der Höhe 
von € 200.000,00 gebildet. Der GAF-Antrag wurde zuzüglich Eigenleistungen über 
€ 245.000,00 am 26.04.2018 gestellt. Der Sockelbetrag für diese Förderung beträgt 42 %, 
der Zuschlag aufgrund der Finanzkraftquote der Stadtgemeinde Oberndorf erhöht die Förde-
rung auf 52 %. Die Gastschulbeiträge werden nach tatsächlichen Schülern je Gemeinde vor-
geschrieben, Anteil Sprengelgemeinden ca. 40%. Die Rücklagenauflösung erfolgt in Höhe 
der Differenz zwischen GAF-Förderung, Gastschulbeiträgen und Sanierungskosten. 
 
Kostenkalkulation: 
Nettokosten     € 241.000,00 
abzüglich GAF 52%    € 125.300,00 
Zwischensumme    € 115.700,00 
Abzüglich Gastschulbeitrag ca. 40%  €   46.300,00  
Auflösung Rücklage    €   69.400,00  
 
Für nachfolgende Gewerke wurden gemäß BVergG 2006 Angebote eingeholt. Die Vergabe-
vorschläge (Nettosumme abzgl. Nachlass; ohne Skontoabzug) lauten auf: 
 

1.) Baumeister an die Fa. Tiefenthaler-Schichtle GmbH, 5110 Oberndorf, mit einer Verga-
besumme von netto € 28.747,81 
2.) Trockenbau an die Fa. Hartl Bau GmbH, 5020 Salzburg, mit einer Vergabesumme von 
netto € 3.248,70 
3.) Metallrasterdecke an die Fa. Hartl Bau GmbH, 5020 Salzburg, mit einer Vergabesum-
me von netto € 43.660,69 
4.) Spenglerarbeiten an die Fa. Adelsberger, 5110 Oberndorf, mit einer Vergabesumme 
von netto € 2.935,50 
5.) Elektroinstallationen an die Fa. E-Technik Pabinger Ges.m.b.H., 5110 Oberndorf, mit 
einer Vergabesumme von netto € 54.150,82  
6.) Haustechnikinstallationen an die Fa. Martin Mangelberger GmbH, 5112 Lamprechts-
hausen, mit einer Vergabesumme von netto € 2.828,--  
7.) Maler an die Malerei Hermeter, 5110 Oberndorf, mit einer Vergabesumme von netto 
€ 5.766,- 
8.) Schlosser an die Fa. Pertiller Metalltechnik, 5110 Oberndorf, mit einer Vergabesumme 
von netto € 59.617,17 
9.) Reinigung/Bodensanierung  an die Fa. Markas GmbH., 5020 Salzburg, mit einer 
Vergabesumme von netto € 1.005,55 
 
Die Beauftragungen erfolgen durch die Stadtgemeinde Oberndorf Immobilien KG."  
 
2. Vizebgm. Ing. Djundja: Wir haben eine Rücklage von € 200.000,--. Es werden nur 
€ 70.000,-- gebraucht. Ich hätte zwei Ideen, was man mit dem übrig gebliebenen Geld um-
setzen könnte: 
1. Errichtung von zwei Beachvolleyball-Plätzen anstelle der jetzigen BORG-Container und 
2. Einfärbung des Haupt-Volleyball-Platzes in der Stadthalle. 
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1. Vizebgm. Mayrhofer ist der Ansicht, dass dies nochmals im Detail diskutiert werden sollte. 
 
Bürgermeister: Wir werden die Kosten ermitteln und dann kann man dies im Bau- und Ju-
gendausschuss diskutieren. Sollten die Volleyballer dieses Angebot nicht annehmen wollten, 
wären evtl. zusätzliche Freiflächen zu überlegen. Es sollte jedenfalls der Zaun stehen blei-
ben. Ich würde eine weitere sportliche  Maßnahme für sinnvoll halten. 
 
1. Vizebgm. Mayrhofer möchte noch keine Richtung festlegen. 
 
Bürgermeister: Eine allfällige Variante mit „Autos“ ist nicht so einfach umzusetzen, so etwas 
kann nur in Abänderung des REK erfolgen. 
 
Auf Anfrage von Stadtrat Mag.(FH) Danner hält der Bürgermeister fest, dass die GAF-
Förderung schriftlich zugesagt wurde. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt der Bürgermeister den Antrag, die 
Durchführung von brandschutztechnischen Maßnahmen in der Sportmittelschule 
Oberndorf laut beiliegender Kostenschätzung in der Höhe von netto € 241.000,00 und 
angeführter Kostenkalkulation sowie die Beauftragungen gemäß den vorliegenden 
Vergabevorschlägen zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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15. Auflösung Mietvertrag für die im 2. OG befindlichen Räumlichkeiten des Kopfbau-
es der Stadthalle mit dem Verein "Soziales Netzwerk Oberndorf" 
 
Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
„Mit Datum vom 29.04.2016 wurde mit dem Verein Soziales Netzwerk Oberndorf auf Basis 
des Beschlusses der Gemeindevertretung vom 17.02.2016 ein Untermietvertrag für die im 2. 
OG befindlichen Räumlichkeiten des Kopfbaues der Stadthalle zur Unterbringung von Asyl-
werbenden auf die Dauer von drei Jahren abgeschlossen. Mit Schreiben vom 26.04.2018 
(Posteingang) ersucht der Verein Soziales Netzwerk Oberndorf die Stadtgemeinde um Auf-
lösung des Untermietvertrages mit 31.03.2018. Begründet wird dieses Ansuchen dahinge-
hend, dass die Anzahl der in der Grundversorgung zu betreuenden Asylwerber stark rückläu-
fig ist und die Räumlichkeiten nicht mehr benötigt werden.  
 
Die Räumlichkeiten wurden bereits vom Verein geräumt und der Stadtgemeinde übergeben.“  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Auflösung des Untermietvertrages mit dem Ver-
ein Soziales Netzwerk Oberndorf für die Räumlichkeiten im 2. OG des Kopfbaues der 
Stadthalle vom 29.04.2016 unter Verzicht einer Kündigungsfrist mit Wirkung vom 
31.03.2018 zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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16. Dienstleistungsvereinbarung gem. § 48 Datenschutz-Anpassungsgesetz und Art. 
28 Datenschutz-Grundverordnung (Schulpflichtmatrik-ZMR-Datenbereitstellung) 
 
Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
„Mit Schreiben vom 19.04.2018 wurde der Stadtgemeinde Oberndorf durch das Land Salz-
burg, Abteilung 2 – Bildungsplanung, eine Dienstleistungsvereinbarung gemäß § 48 Daten-
schutz-Anpassungsgesetz 2018 und Art. 28 Datenschutz-Grundverordnung übermittelt. Be-
reits seit 2011 ist die Führung der Schulpflichtmatrik ein Teil der Schulverwaltungssoftware 
Sokrates. In diesem Sinne wurde seinerseits in Abstimmung mit dem Salzburger Gemeinde-
verband und dem Salzburger Städtebund die Einbindung der ZMR-Datenbestände der Schü-
lerinnen und Schüler an Salzburger Pflichtschulen vereinbart. Um dieser Datenlieferung 
nachkommen zu können, benötigt das Bundesministerium für Inneres (BM.I) einen Auftrag 
der Gemeinden in Form einer Dienstleistungsvereinbarung. Aufgrund der Datenschutzgrund-
verordnung (DSGVO) wurde vom BM.I nunmehr die vorhandene Dienstleistungsvereinba-
rung adaptiert und an die neuen gesetzlichen Bestimmungen angepasst."  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Abschluss einer Vereinbarung gemäß § 48 Da-
tenschutz-Anpassungsgesetz 2018 und Art. 28 Datenschutz-Grundverordnung betref-
fend der Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen des § 16 Abs. 4 Schulpflichtgesetz 
iVm § 3 Abs. 1 der Verordnung des Landesschulrates für Salzburg über die Schul-
matrik mit dem Bundesministerium für Inneres, vertreten durch die Abteilung IV/9 Re-
gister und Registerservice, zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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17. Verkauf Wohnungen Salzburger Straße 10 - Zustimmung zur Teilung der Woh-
nungseigentumseinheit W4 
 
Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
„Der durch die Gemeindevertretung mit Beschluss vom 20.09.2017 (Verordnung vom 
22.09.2017) beauftragte Ausschuss für Vergabeangelegenheiten im Sozial- und Wohnungs-
wesen, Gesundheitsangelegenheiten sowie Jugend und Sport hat in seiner Sitzung vom 
09.05.2018 den Verkauf der Wohnungen Salzburger Straße 10 TOP 2, 4, 4a und 7 be-
schlossen. Der Verkauf der TOP 20 wurde nicht beschlossen. Die Wohnungseigentumsein-
heit W4 ist grundbücherlich in die Wohnungen 4 und 4a zu unterteilen. Dazu ist es notwen-
dig, dass alle Miteigentümer eine dazu durch das Notariat Mag. Robert Eckschlager vorbe-
reitete Erklärung zur Teilung unterfertigen. In Vorbereitung dazu wurde durch den allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Baumeister Ing. Anton Rager ein 
Gutachten vom 29.08.2017 erstellt. In diesem Gutachten wurde die im Eigentum der Stadt-
gemeinde Oberndorf bei Salzburg stehende 180/2716 (B-LNR 3) an EZ 1080 KG 56410 
Oberndorf, mit welchem Wohnungseigentum an W4 untrennbar verbunden ist, unterteilt und 
zwar  
 
a) in 78/2716 Anteile, mit welchen Wohnungseigentum an TOP 4 und  
b) in 102/2716 Anteile, mit welchen Wohnungseigentum an TOP 4a zu verbinden sein wird.  
 
Die Stadtgemeinde Oberndorf hat als Miteigentümer der Liegenschaft EZ 1080 KG 56410 
Oberndorf die dazu vorbereitete Erklärung zu unterfertigen. Seitens der anderen Miteigentü-
mer wurde die Erklärung bereits unterfertigt."  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag auf Beschlussfassung, dass die Stadtgemeinde 
Oberndorf als Miteigentümerin das Gutachten des allgemein beeideten und gerichtlich 
zertifizierten Sachverständigen Baumeister Ing. Anton Rager vom 29.08.2017 zustim-
mend zur Kenntnis nimmt und ihre ausdrückliche Einwilligung/Zustimmung zur Unter-
teilung der Wohnung 4 in die Wohnungen TOP 4 und TOP 4a erteilt. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
 
 
18. Aufträge, Anschaffungen 
 
Keine!
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19. Subventionen 
 
19.1. Klimabündnisbeitrag für das Jahr 2018 
 
Der Klimabündnisbeitrag für das Jahr 2018 beträgt € 1.267,72 und setzt sich zusammen aus 
dem Anteil für die regionale Arbeit (€ 523,86), dem Beitrag für die Amazonien-Partnerschaft 
(€ 523,86) und dem internationalen Beitrag (€ 220,-). Im Jahr 2017 wurde eine Subvention in 
der Höhe von € 1.242,72 gewährt. Der Betrag errechnet sich auf Basis der Einwohnerzahl.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, den errechneten Klimabündnisbeitrag für das lau-
fende Jahr 2018 zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
19.2. Taekwondo-Verein Oberndorf 
 
Der Taekwondo-Verein Oberndorf hat ein Förderansuchen für die Ausbildung von  
4 Trainern gestellt. Die Kosten für diese Trainerausbildung beliefen sich auf insgesamt 
€ 4.114,90. In der Ausschusssitzung am 04.09.2014 wurde bereits eine Erhöhung der Ver-
einssubvention um 10 % empfohlen, u. a. um damit auch Trainerausbildungen finanzieren zu 
können.  
Es wird jedoch trotzdem vorgeschlagen, dem Taekwondo-Verein eine einmalige Förderung 
in Höhe von € 500,-- zu gewähren. Die angeführte Subvention wurde im Ausschuss für 
Vergabeangelegenheiten im Sozial- und Wohnungswesen, Gesundheitsangelegenheiten, 
Jugend und Sport am 09.05.2018 vorberaten und die Auszahlung einer Sonderförderung in 
der Höhe von € 500,-- für die Anerkennung u. a. im Bereich der schulischen Betreuung sowie 
aufgrund des eingereichten Förderprojektes zum Thema „Frieden“ im Stille-Nacht-Jahr 2018 
empfohlen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Auszahlung einer Sonderförderung in Höhe von 
€ 500,-- als Anerkennung wie o. a. zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
 
19.3. Subventionsempfehlungen Kulturausschuss  
 
In der Sitzung des Kulturausschusses am 16.05.2018 wurden diverse Subventionsansuchen 
behandelt. Über die Empfehlungen des Kulturausschusses sollen nachstehende Subventio-
nen gewährt werden: 
19.3.1. Neue Musikmittelschule Lamprechtshausen 
€ 250,-- für Schulprojekt (Weihnachts-CD); 5 Kinder aus Oberndorf besuchen dzt. die NMS 
Lamprechtshausen; Göming, Bürmoos, St. Georgen und Anthering haben auch zugesagt. 
19.3.2. Kunstinitiative Kreisverkehr 
€ 1.200,-- für Jahresprogramm 2018 unter Voraussetzung der Einhaltung der vom Kulturaus-
schuss gestellten Bedingungen 
19.3.3. Musikum Oberndorf 
€ 2.000,-- für  Musikprojekt „Zeit für Stille Nacht“, Aufführung 22. Dezember 2018 
 
1. Vizebgm. Mayrhofer merkt zu  Punkt 19.3.2. an, dass die Kunstinitiative Kreisverkehr das  
Projekt Hartl unterstützen wird, es ist durch das Land nicht ausfinanziert.  
 
Bürgermeister Schröder ergänzt, dass Herr Hartl mit der Stadtgemeinde nicht kommuniziert, 
er meldet sich nicht. Wenn die Kunstinitiative Kreisverkehr das Projekt Hartl aus den € 
1.200,-- mitfinanziert, kann es in diesem Betrag von € 1.200,-- abgerechnet werden. 
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1. Vizebgm. Mayrhofer: Es hat geheißen, es dürfen nur Projekte abgerechnet werden, die in 
Oberndorf stattfinden. Ich weiß, dass er vom „Kreisverkehr“ gefördert wird. 
 
Stadtrat Mag.(FH) Danner hält fest, dass die Kostenzusammenstellung vom Musikum dem 
Kulturausschuss noch nicht vorlag. Die konzertanten Aufführungen werden sicher gut sein, 
das Catering für 300 Personen sei noch zu hinterfragen. 
 
Bürgermeister Schröder anwortet: Das Catering ist für Schüler und Lehrer gedacht, weil die 
Veranstaltung als Gesamtabschluss des Jubiläumsjahres 2018 für das Musikum selbst zu 
sehen ist.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt der Bürgermeister den Antrag, die o. a. 
Subventionen 19.3.1. – 19.3.3. zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (22 GV anwesend): Werden einstimmig beschlossen. 
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20. Prüfbericht Landesrechnungshof 
 
Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
„Die Stadtgemeinde Oberndorf wurde von Juli 2017 bis Februar 2018 durch den Landes-
rechnungshof geprüft. Der Endbericht der Prüfung liegt vor und es wurden die Mitglieder der 
Gemeindevertretung mit E-Mail vom 09.05.2018 darüber informiert. Als Beilage wurde der 
Endbericht angefügt bzw. ist dieser auf der Homepage des Landesrechnungshofes unter 
dem Link www.lrh-salzburg.at und auf der Homepage der Stadtgemeinde veröffentlicht.“ 
 
Jede Gemeindevertretungsfraktion hat vom Bürgermeister ein gebundenes Exemplar des 
Prüfberichtes erhalten. 
 
Anmerkung der Schriftführung: Im Bürgermeistertext der Mai-Ausgabe der Gemeindezeitung 
wurde die Thematik genau erläutert. Dieser Text wird der Vollständigkeit halber hier einge-
fügt: 
 
„Liebe Oberndorferinnen,liebe Oberndorfer! 
Landesrechnungshof-Prüfung der Stadtverwaltung  
Wie Sie sicherlich bereits aus den Medien gehört haben, wurde die Stadtgemeinde Obern-
dorf von Juli 2017 bis Februar 2018 einer Prüfung durch den Landesrechnungshof unterzo-
gen. Die Stellungnahme zum Prüfungsinhalt, in dem seitens der Stadtgemeinde auf die An-
regungen, Empfehlungen und Kritikpunkte der Prüfungsbeamten ausführlich eingegangen 
wird, ist Bestandteil (Anhang) des Prüfberichtes. Dieser sehr umfangreiche Bericht ist auf 
den Homepages des Landesrechnungshofes und der Stadtgemeinde – www.lrh-salzburg.at 
und www.oberndorf.salzburg.at für interessierte Bürgerinnen und Bürger veröffentlicht.  
 
Viele von Ihnen werden sich fragen, wie ist der Bericht des Landesrechnungshofes mit den 
2,3 Mio Euro Fehlbuchungen zu verstehen. Im Jahre 1982 hat die Gemeindevertretung 
den klugen Beschluss gefasst, die Verwaltung der 45 Wohnungen im Besitz der Stadtge-
meinde durch eine Wohnbaugenossenschaft verwalten zu lassen. Die Überlegung war 
damals, diese aufwändige und nicht gemeindespezifische Tätigkeit in professionelle Hände 
zu geben. Der Gemeindevertretungsbeschluss sagt aus, dass ab der Vergabe der Hausver-
waltung die Einnahmen der Mieten aus den Objekten auf ein eigenes, bei der Genossen-
schaft geführtes Konto fließen und daraus die notwendigen Erhaltungsarbeiten für die Woh-
nungen bzw. die Zuschüsse dazu geleistet werden. Die Gelder werden bei der Genossen-
schaft verwaltet und zweckgebunden für diese Wohnungen verwendet. Bei größeren Repa-
raturen konnte die Gemeindevertretung auf diesen Instandhaltungsfonds zurückgreifen. Die 
von der Genossenschaft verwalteten Gelder wurden seither nicht in der Jahresrechnung der 
Gemeinde abgebildet, nunmehr fordert der Rechnungshof, dass diese aufgenommen wer-
den. Der Landesrechnungshof hat hier die Mieteinnahmen und –ausgaben sowie die Gelder 
des Instandhaltungsfonds zusammengezählt und daraus eine Gesamtsumme gebildet. 
 
Ein weiterer Kritikpunkt sind die Rückstellungen, die bei Projektabwicklungen und Gebüh-
renhaushalten gebildet wurden, um die Verwendung für die nächsten Jahre sicherzustellen. 
Im Jahr 2014 ergibt zum Beispiel die Rückstellungsbildung von 223.600,00 Euro und die da-
rauffolgende Rückstellungsauflösung im Jahr 2015 von 183.100,00 Euro einen Rückstel-
lungsrest von 40.500,00 Euro. Dies wurde durch die Stadtgemeinde Oberndorf so darge-
stellt. Die Darstellung des Rechnungshofes durch Addition dieser Beträge ergibt eine Sum-
me von 406.700,00 Euro. Diese Vorgangsweise hat der Landesrechnungshof für den gesam-
ten Prüfzeitraum angewendet und ist für die Stadtgemeinde nicht nachvollziehbar. Unsere 
Jahresrechnungen wurden von der Gemeindeaufsicht jährlich einer Prüfung unterzogen und 
ihre Richtigkeit bestätigt. Es handelt sich hier um Auffassungsunterschiede zwischen Lan-
desrechnungshof sowie Stadtgemeinde und Aufsichtsbehörde. Hieraus eine schwere Kritik 
abzuleiten, ist der eigentliche Skandal. Der Stadtgemeinde ist durch diese jahrzehntelang 

http://www.lrh-salzburg.at/
http://www.oberndorf.salzburg.at/
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geübte Praxis niemals Schaden entstanden. Interessant ist die Tatsache, dass das neue 
Regelwerk für das Rechnungswesen diese von uns geübte Praxis in der Zukunft vorsieht. 
 
Aus den beiden vorzitierten Kritikpunkten ergibt sich durch die Addition von Einnahmen und 
Ausgaben die genannte Summe von 2,3 Mio Euro an Fehlbuchungen. 
 
Dem Vorwurf falscher Rechnungsabschlüsse der Jahre 2014 bis 2016 tritt die Stadt-
gemeinde Oberndorf daher entschieden entgegen. Die Darstellung einzelner Kriterien 
mit Absolut-Beträgen durch Addition der Einnahmen und Ausgaben lässt einen völlig 
falschen Eindruck über das tatsächliche Ausmaß der Thematik entstehen. Die gewähl-
te Darstellung kann sohin nicht als sachliche und seriöse finanztechnische Bewertung 
betrachtet werden! 
 
Der Vertragsbestand der Stadtgemeinde Oberndorf ist aus Effizienz- und Platzgründen der-
zeit noch dezentral und sachgebietsbezogen organisiert und kann jederzeit lückenlos nach-
vollzogen werden. Mit Bezug des neuen Rathauses wird durch das geschaffene notwendige 
Raumprogramm die Archivierung der Verträge zentral gestaltet. Dies schließt auch die elekt-
ronische Erfassung ein. 
 
Die Stadtgemeinde Oberndorf ist seit 1937 Mitglied einer Oberndorfer Genossenschaftsbank 
(Mitgliedschaft war damals zur Kontoeröffnung erforderlich). Die Haftungshöhe für den Ge-
nossenschaftsanteil beträgt nunmehr 1.200 Euro und wurde seit 1937 niemals ausgewiesen. 
Heute steht sie in der Kritik der Nicht-Vollständigkeit der Haftungen.   
 
Die Beanstandung der Übernahme einer Haftung für den Tourismusverband im Rahmen 
der Errichtung des Stille-Nacht-Museumsbezirks sieht die Stadtgemeinde als Eingriff in die 
Gemeindeautonomie.  
 
Die das Personal betreffenden Anmerkungen wurden zum Teil bereits geregelt, die noch 
offenen Fragen werden mit der zuständigen Abteilung des Landes Salzburg abgeklärt bzw. 
einer rechtlichen Prüfung zugeführt.  
 
Kritik übt der Landesrechnungshof auch an den Subventionen für Oberndorfer Vereine, 
Kulturinitiativen und Verbände. Bei dieser Kritik handelt es sich um die Bereitstellung von 
Infrastruktur (Hallen, Plätze etc.) an örtliche Vereine und Institutionen, großteils solche, die 
Jugendarbeit leisten und sich mit der Kinderbetreuung beschäftigen. Die Darstellung wird in 
Zukunft nach den Vorstellungen des Landesrechnungshofes erfolgen. 
 
Die Gebarung der Öffentlichen Bibliothek wurde bisher über ein eigenes Konto abgewi-
ckelt, nunmehr erfolgt dies auf Wunsch über eine Bankverbindung der Stadtgemeinde. 
 
Der Landesrechnungshof beanstandet überdies die Serviceorientierung der Stadtgemein-
de Dritten gegenüber. Gemeint ist die Zusammenarbeit der Gemeinden untereinander (Ver-
waltungsgemeinschaft Seniorenwohnhäuser, Reinhalteverband, Schulen – ist im Landesge-
setz geregelt, Personalverrechnung Gesundheitszentrum etc.). Warum machen wir das? 
Oberndorf ist eine zentralörtliche Gemeinde. Sie hat als Zentrumsgemeinde der Region 
Flachgau-Nord die erwähnten Aufgaben im Sinne von Effizienz und Ressourcenbildung zu 
erfüllen. Als Schulstandort, als Gesundheits- und Dienstleistungszentrum, werden diese Auf-
gaben von der Stadtgemeinde Oberndorf erledigt. Das Land Salzburg sieht für diese Art der 
Zusammenarbeit sogar Förderungen vor. Für uns ist Gemeinde nicht nur VERWALTEN son-
dern auch GESTALTEN! Diese Kritik ist auch ein Eingriff in die Gemeindeautonomie. 
 
In der Kritik steht auch das Bürgerservice der Wohnungsvergabe von Genossenschaftswoh-
nungen an Wohnungssuchende und andere Hilfestellungen für Gemeindebürgerinnen und –
bürger (Antragsstellungen Pensionsbeiträge, Arbeitnehmerveranlagungen, Heizkostenzu-
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schüsse etc.). Hier hat der Landesrechnungshof, wie er selbst schreibt, „ein ganz anderes 
Bild von Gemeindearbeit“. Meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sehen die Gemeinde wie 
ich als Serviceeinrichtung für die Bürgerinnen und Bürger, nicht nur als Verwaltungsapparat. 
 
Thema: Beschaffung und Bauvorhaben - Vergabe von Aufträgen.  Auch stehe ich dazu, 
dass bei Ausschreibungen die Möglichkeit genutzt wurde, für Kleinaufträge unter 100.000,00 
Euro  aus Gründen der Stärkung der heimischen Wirtschaft ausschließlich Unternehmungen 
der Region einzuladen. 
 
Zur Schuldendienstquote kann festgehalten werden, dass die Gemeindeaufsicht in ihrem 
letzten Prüfbericht aus dem Jahr 2017 für die Jahre 2014 – 2016 diese als „mittel“ bewertet 
und sich die Quote gegenüber dem vorherigen Prüfzeitraum verbessert hat. Der Rech-
nungshof hat hier eine andere Art der Berechnung. Beide Berechnungsarten liegen nicht im 
Einflussbereich einer Gemeinde. 
 
Die Empfehlung der Anhebung der Kindergartengebühren, damit die Gemeinde nicht so 
viele Mittel zur Abgangsdeckung aufbringen muss, halte ich für eine sozial- und familien-
feindliche Vorgehensweise. Diese Maßnahme würde nur sozial Schwächere und Familien 
treffen. 
 
Fazit: Der Landesrechnungshof sagt selbst, dass der Gemeinde kein finanzieller 
Schaden entstanden ist! Es handelt sich bei den genannten 2,3 Mio. Euro um eine bewusst 
gewählte, stark dramatisierte Darstellung eines Prüfungsergebnisses. Ich hätte mir erwartet, 
dass es nicht um Skandalisierung geht, sondern um das Aufzeigen von Verbesserungsvor-
schlägen in den täglichen Verwaltungsabläufen. Anregungen zur Verbesserung nehmen wir 
immer gerne an, berechtigte und nachvollziehbare Vorschläge wurden bereits während der 
Prüfungsphase umgesetzt. 
 
Ich persönlich hätte mir vom Landesrechnungshof erwartet, dass es diesem nicht um über-
zogene Darstellungen geht (2,3 Mio. Euro), sondern um das Aufzeigen von Verbesserungen 
der Verfahrensabläufe. Dass mit dieser Vorgangsweise auch meine Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter diskreditiert werden, obwohl diese hervorragende Arbeit leisten, tut mir sehr leid. 
Dort, wo ich Hilfestellung durch den Landesrechnungshof gewünscht und erwartet hätte, in 
der Nicht-Nachvollziehbarkeit und Ungleichbehandlung bei der Krankenhaus-Finanzierung 
gegenüber dem Land Salzburg oder bei der komplexen Thematik der Einhebung von Gebüh-
ren und aushaftenden Interessentenbeiträgen bzw. bei der unklaren Vertragslage von 
Dienstleistungen, habe ich sie für die Gemeinde vom Landesrechnungshof leider nicht erhal-
ten. 
 
Vielleicht hinterfrägt der Landesrechnungshof seine Vorgangsweise bei seiner Prüftä-
tigkeit in der Zukunft und richtet sein Augenmerk vermehrt auf Sachlichkeit, das wür-
de ich mir auch für nachfolgende Prüfungen anderer Gemeinden wünschen. Einen 
Anstoß dafür gibt auch die nachstehend angefügte Presseaussendung des Salzburger 
Gemeindeverbandes. Mein Dank gilt nochmals meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern – für die geleistete Arbeit in der  Zeit vor, während und auch nach der Prüfung!“     
 
Bürgermeister Schröder ergänzend: 
 

 Bei der Presse fand die Schlagzeile „2,3 Mio. Euro“ (setzen sich zusammen aus Ein-
nahmen, Ausgaben und Rückstellungen) großes Gehör, was natürlich ein Schaden 
für die Stadtgemeinde ist. Der LRH vertritt die Meinung, diese Kosten wären anders 
zu verbuchen gewesen. 

 Der Gemeindevertretungsbeschluss bzgl. der Übergabe der Wohnungsverwaltung an 
ein Genossenschaft stammt aus dem Jahr 1982. Man war der Meinung, die Woh-
nungsverwaltung (auch Abwicklung von Einnahmen, Ausgaben und Rückstellungen) 
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sollte durch eine Genossenschaft erfolgen. Die Gemeinde erhält jährlich eine ent-
sprechende Abrechnung vorgelegt. 

 Die Gemeindevertretung war über all die Jahre immer in alles involviert (Beschluss 
großer Ausgaben, Sanierung Asylwohnungen aus dem Instandhaltungsfonds etc.).  

 Beim Letztgespräch mit dem LRH hat dieser die Stadtgemeinde informiert, dass die 
Jahresrechnung um 2,3 Mio. Euro nicht stimmt. Dies wurde uns erst beim Letztge-
spräch präsentiert. 

 
Bürgermeister weiters: 
Angeblich habe ich die Gemeindevertretung zu viel einbezogen! Ich persönlich wollte große 
Transparenz, der LRH sieht das nicht so. Auch wurde die Zusammenarbeit mit anderen Ge-
meinden kritisiert, wir würden zu viel für Dritte erledigen. Es wurden Beiträge genannt, die 
angeblich als Subvention hätten gebucht werden müssen. Dass das nicht stimmt, bestätigte 
uns die Abteilung 1.  
Ebenso gab es Kritik an der Arbeit des Überprüfungsausschusses, der würde angeblich zu 
wenig machen.  
 
Der LRH regte die Erhöhung der Kindergartengebühren an, Wohnungsvergaben von ge-
meinnützigen Wohnbauträgern seien nicht Aufgabe der Gemeinde, das sei eine zu hohe 
Serviceorientiertheit. Kritik geübt wurde auch an den Vereinssubventionen und den Perso-
nalangelegenheiten (werden im Gemeindevorstand besprochen).  
 
Einzelne Anmerkungen sind sicherlich begründet, die Umsetzung dieser Änderungen ist 
noch während der Prüfungstätigkeit erfolgt und wurde von uns auch berichtet, doch finden 
sich diese Punkte trotzdem wieder im Prüfbericht.  
 
Was bezweckt man damit wohl? Ich möchte nicht verhehlen, dass die mich massiv verärgert 
haben und wir uns nicht objektiv bewertet fühlen. Doch andere Bürgermeister kennen diese 
Vorgangsweise – wie sie mir mitgeteilt haben. Ich hätte mir mehr Hilfe vom LRH erwartet. 
Direktor Hillinger hat gemeint, er sei nicht da um zu loben, er sei da um zu kritisieren und 
Fehler aufzuzeigen. 
 
Stadtrat Ing. Schweiberer erkundigt sich hinsichtlich der Kritik mit den Wohnungen: Inwiefern 
müssen wir als Gemeindevertretung auf solche Kritik reagieren? 
 
Bürgermeister: Wir haben das zur Kenntnis zu nehmen. Ich müsste den LRH-Bericht eigent-
lich nicht in der Gemeindevertretung behandeln, das fällt in die Gemeindeautonomie. Doch 
das ist eben Zusammenarbeit der Gemeindevertretung und der Mitarbeiter. 
Ich muss dem Direktor Hillinger insgesamt mitteilen, dass ich in der Gemeindevertretung 
über den Prüfbericht berichtet habe. Unsere ausführliche Stellungnahme liegt ja vor. 
 
Auf Nachfrage von Stadtrat Ing. Schweiberer zur Kritik am Überprüfungausschuss erklärt 
Frau Moßhammer:  
Direktor Hillinger hat bei einer Besprechung bemerkt, der Überprüfungsausschuss käme sei-
ner Arbeit nicht nach. „Er liest es aus den Protokollen nicht heraus“ war seine Aussage. Es 
hat jedoch immer geheißen, die Diskussionen werden nicht wörtlich formuliert und die Abtei-
lung 1 hat bestätigt, dass ein Beschlussprotokoll ausreicht.  
Frau Moßhammer hält überdies fest, dass der LRH in seiner Beantwortung nirgends auf die 
Argumentation der Stadtgemeinde eingegangen ist.  
 
Bürgermeister: Der Landesrechnungshof hat seine vorgefasste Meinung, alles andere wird 
nicht zur Kenntnis genommen. Unsere Gegendarstellung haben wir auch der Abteilung 1 
vorgelegt, welche eine Stellungnahme dazu abgegeben hat.  
 
Zur Anfrage von Stadtrat Ing. Schweiberer nach dem beanstandeten „privaten“ Konto hält 
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Frau Moßhammer fest, dass es sich hier nicht um ein privates Konto sondern um ein Konto 
der Stadtgemeinde handelt, von denen es viele gibt. Hier geht es um das Bibliothekskonto, 
für welches Frau Lafenthaler unterschrieben hat. Die gleiche Problematik besteht bei den 
Schulkonten. 
 
Stadtrat Ing. Schweiberer kritisiert den groben Ton in der Gemeindezeitung, mit welchem die 
Stadtgemeinde auf die Kritik des Landesrechnungshofes reagiert.  
Beim Thema „Vergaben im baulichen Bereich“ fühlt er sich vom LRH bestätigt. Diese Punkte 
wurden von ihm auch schon immer kritisiert. Man sollte sich im Bauausschuss darüber un-
terhalten.  
 
Dipl.-Ing. Müller antwortet, dass es sich natürlich um einen eingeschränkten Bieterkreis han-
delt und das auch seine Gründe hat. Es ist wichtig, Firmen vor Ort zu haben, auf die man 
sich verlassen kann, mit denen es funktioniert. In der Sommerzeit haben einige Firmen Ur-
laub bzw. haben manche Probleme mit ihren Zulieferern. Außerdem ist es wichtig, dass die 
Firmen vor Ort sind, wenn man kurzfristig etwas von ihnen braucht.  
 
Bürgermeister Schröder wirft ein, dass auch kritisiert wurde, dass bei vielen Vergaben immer 
die gleichen Betriebe aus der heimischen Wirtschaft ausgewählt wurden. Das ist der einhelli-
ge Wille der Gemeindevertretung, Firmen der Region anbieten zu lassen. Es wurden keine 
Firmen ausgeschlossen. Wir haben nur wieder jene Firmen anbieten lassen, die schon vor-
her diese Arbeiten für uns ausgeführt haben. Das macht durchaus Sinn für die Weiterverfol-
gung der Tätigkeiten, wenn zum Beispiel in ein paar Jahren eine Reparatur notwendig wird. 
Das gilt auch für die Vergabe von Maßnahmen im Straßenbereich.  
 
1. Vizebgm. Mayrhofer bestärkt diese Haltung auch in ihrer Funktion als Wirtschaftsfunktio-
närin, dass die Vergabe an die regionalen Unternehmen sehr gut und gewünscht ist. Dieser 
Weg sollte nicht verlassen werden. Es ist jener Weg, der die Umwegrentabilität im Land 
Salzburg beflügelt. Diese Systematik hat sich bewährt.   
 
Bürgermeister Schröder bittet 1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer, dass seitens der Wirt-
schaftskammer ein Schreiben an Herrn Mag. Hillinger ergehen sollte, derartige Kritik zu un-
terlassen, denn das schadet der heimischen Wirtschaft und betrifft ja auch andere Gemein-
den in der Zukunft.  
 
1. Vizebgm. Mayrhofer: Wir können ihm hier eine Unterlage zukommen lassen – ich bin zu 
diesem Punkt definitiv nicht seiner Meinung. 
 
GV Petzlberger kritisiert den Ton, in dem der Bericht des LRH verfasst ist. Sie ist der Mei-
nung, dass hier die Arbeit der Mitarbeiter des Stadtamtes keine Wertschätzung erfährt.  
 
Stadtrat Wenzl findet, dass der Bericht des Landesrechnungshofes trotzdem die Leistung der 
Mitarbeiter im Stadtamt sehr gut abbildet, die finanziellen Dinge jedoch plakativ und medial 
aufgebauscht und viel Getöse sind.  
 
Er verliest seine Stellungnahme bzw. die Stellungnahme der ÖVP zum LRH-Bericht wie folgt 
(Wiedergabe Bandtext nach Verständlichkeit): 
„Der Bericht des Landesrechnungshofes war eine spannende Lektüre. Es wurden viele In-
formationen auch über die Rechte und Pflichten der politischen Organe dargestellt. Speziell 
über die Berichttätigkeit des Überprüfungsausschusses habe ich viel dazugelernt. 
Die Schuldendienstquote, welche vom Landesrechnungshof mit „genügend“ bewertet und 
eingestuft wurde, bereitet mir allerdings Sorgen. Tatsache ist, Oberndorf befindet sich in ei-
ner angespannten finanziellen Situation. Geplante Projekte, inklusive des Neubaus eines 
Sportzentrums, sind auch mit dem aus 2017 entstandenen Überschuss nur schwer finanziell 
darstellbar. Der Überschuss 2017 entstand durch den Personalmangel in den Seniorenhei-
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men. Die Überlastung auf Dauer für bestehendes Personal ist nicht zu verantworten. Die im 
Jahr 2017 nicht gemäß dem Budget durchgeführten Arbeiten verschieben sich in das Jahr 
2018. Die Mehrzuweisung von Bundesertragsanteilen um ca. € 300.000, die das Budget 
übersteigen, brauchen wir dringend. 
Wir drohen auf lange Sicht hin in ein finanzielles Desaster zu schlittern. 2013 hat unsere 
Fraktion schon davor gewarnt, das finanzielle Harakiri sehr teurer Grundstücke, obwohl an-
dere Objekte vorlagen, zu riskieren. Jetzt haben wir hier doch die Bestätigung. Es bleibt je-
dem Einzelnen sich zu fragen, wie sich die Finanzierung eines Sportzentrums da noch aus-
gehen kann. Bedenklich ist, dass das Grundstück Wolf auch noch gekauft werden muss. 
Wenn Unvorhergesehenes passiert, wird die Stadtgemeinde finanzielle Probleme haben. Ich 
wünsche uns das in dieser Form nicht. 
Der Rechnungshof dokumentiert, dass die Situation sehr angespannt ist. Die Stadtgemeinde 
verkauft nun auch erstmals eigene Wohnungen, um möglicherweise die Schulden etwas ein-
zudämmen. 
Was mich persönlich etwas getroffen hat, ist die nicht vorhandene Initiative zur Modernisie-
rung der Rahmenbedingungen der sehr hart arbeitenden Mitarbeiter. Es gibt bis heute kein 
automatisiertes Dienstzeitsystem, welches es allen Mitarbeitern ermöglicht, selbst und trans-
parent Auskunft über Dienstzeiten, Mehrdienstleistungen, Urlaubsanspruch und vieles mehr 
zu erhalten. Stattdessen wird noch mit Formularen abgerechnet. Es gibt keine automatische 
Meldung, wenn die Stundenquote und damit die Belastung der einzelnen Mitarbeiter zu stark 
steigt und Mitarbeiter an ihre Belastungsgrenze kommen. Ebenso ist ein qualifizierter Leis-
tungskatalog, welcher angibt, welche Ansprüche die Mitarbeiter haben, nicht vorhanden, wie 
zum Beispiel der Geburtenzuschuss, welcher jetzt aufgenommen wurde. Erst die Rüge durch 
den Landesrechnungshof regte hier zur Tätigkeit an. Auch das Stellen eines teil-modernen 
Kontrollsystems ist nicht mehr zeitgemäß in der modernen Verwaltung. Kontrolle und Nach-
vollziehbarkeit der Vorgänge sind der Grundstein jeglicher Transparenz. Die Mitarbeiter kön-
nen sich noch so bemühen, die Auswirkungen von manchen Entscheidungen werden noch 
manchmal einen fahlen Nachgeschmack haben, obwohl es gar nicht notwendig wäre, da es 
in einem Kontrollsystem nachzuvollziehen wäre. Auch die Suche nach Vertretungen bei 
Krankheit und Urlaub wäre hier leichter, da die Vertretung ohne große Einarbeitung leicht 
übernommen werden könnte.  
Ein weiterer Punkt, der unserer Meinung nach dringend Modernisierungsbedarf aufweist, ist 
die Vertragsverwaltung. Hier fehlt ein modernes Dokumentenmanagementsystem, das eine 
ordentliche Beschlagwortung, Terminisierung und Auffindbarkeit der Verträge gewährleistet. 
Es ist nur der Genauigkeit, Aufmerksamkeit und Sorgfalt der Mitarbeiter zu verdanken, dass 
hier nichts Gröberes passiert ist. Auch wurde es verabsäumt, die Verträge dementsprechend 
zu schützen, egal ob vor Wasser oder Einbruch. Alles hätte fatale Auswirkungen haben kön-
nen. Hier wurde 14 Jahre zugewartet und die Modernisierung nicht früher vorangetrieben. 
Zusammenfassend ist nunmehr zu sagen, dass der Bericht unsere Warnrufe bestätigt.“  
 
GV Dr. Weiß findet die Kritik am Überprüfungsausschuss für undifferenziert und unverhält-
nismäßig und hält wie folgt fest (Text per Mail erhalten und eingefügt): 
„Im Rechnungshofbericht wird der Überprüfungsausschuss sehr deutlich kritisiert. Als Mit-
glied des Überprüfungsausschusses möchte ich dazu einige Punkte anmerken. Dem Über-
prüfungsausschuss wird mangelhafte Prüfungstätigkeit vorgeworfen. Die Liste der vermeint-
lichen Versäumnisse stützt sich auf die Protokolle. Offensichtlich haben wir hier einen schö-
nen Fall eines bürokratischen Fehlschlusses: „Was nicht in den Protokollen steht, habe auch 
nicht stattgefunden.“ Dem ist zu entgegnen: Natürlich wurde in den Sitzungen mehr erläutert, 
gefragt und diskutiert, als im Protokoll steht. Ich vertrete nach wie vor die Meinung, dass für 
das Protokoll die Beschlüsse entscheidend sind, nicht jede einzelne Frage und Wortmel-
dung. 
Falls uns der LRH vorwerfen würde, dass wir durch mangelhafte Ausführung unserer Kon-
trollpflichten wesentliche Fehler übersehen hätten, durch mangelnde Sorgfalt einen Schaden 
für die Gemeinde nicht verhindert hätten, den wir hätten erkennen können, dann müssten wir 
das sehr ernst nehmen. Insofern bitte ich die Vorsitzende des Überprüfungsausschusses, 
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Maria Petzelberger, dass wir in der nächsten Sitzung des Überprüfungsausschusses zu klä-
ren versuchen, ob wir uns da etwas vorzuwerfen haben. Meiner Einschätzung nach ist das 
nicht der Fall. 
Ich meine auch, dass es nicht Aufgabe des Überprüfungsausschuss ist, jedes Detail und 
jede einzelne Buchung zu überprüfen. Es geht vielmehr um eine Überprüfung der Plausibili-
tät und Stimmigkeit der vorgelegten Rechenwerke und um ihre Übereinstimmung mit der 
politischen Willensbildung in der GV. Der Überprüfungsausschuss ist ein politisches Gremi-
um im Auftrag der Gemeindevertretung und nicht der verlängerte Arm des Landesrech-
nungshofes. 
Außerdem möchte ich ausdrücklich festhalten, dass sich in den Jahren der Zusammenarbeit 
ein gut begründetes Grundvertrauen gegenüber den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Finanzabteilung entwickelt hat. Wenn immer alle Fragen ausreichend und nachvollziehbar 
beantwortet werden konnten, sehe ich keinen Anlass, mit einer Grundhaltung des Misstrau-
ens in die Sitzung des Überprüfungsausschusses zu gehen. Mir geht es um gemeinsame 
Arbeit für Oberndorf.  
Was ich ausdrücklich zurückweisen möchte, sind die überbordenden Prüfaufträge, wie sie im 
vom LRH empfohlenen Leitfaden der Aufsichtsbehörde enthalten sind: Dieser Leitfaden hat 
161 Seiten. Seine Umsetzung würde vermutlich Klausuren im Umfang von mehreren Tagen 
erforderlich machen und die Ergebnisse wären wohl auch keine anderen. 
Abschließend möchte ich noch einen Satz aus der Bundesverfassung zitieren, der das Prob-
lem, das der LRH möglicherweise hat, gut deutlich macht: Da heißt es in Artikel 1: „Öster-
reich ist eine demokratische Republik. Ihr Recht geht vom Volk aus.“ Da steht definitiv nicht: 
„Österreich ist eine bürokratische Republik. Ihr Recht geht von der Verwaltung aus.“ Meines 
Erachtens ist dieses Denken im Sinn einer Expertokratie eine der größten Gefährdungen 
demokratischer Selbstbestimmung. Damit wird die alte Gewaltenteilung massiv unterlaufen. 
Insofern werde ich mir auch in Zukunft die Freiheit nehmen, meine Aufgabe im Überprü-
fungsausschuss nach bestem Wissen und Gewissen auszuüben, aber im Sinn einer politi-
schen Funktion, nicht als Erbsenzähler im Auftrag des Landesrechnungshofes.“ 
 
Amtsleiter Dr. Schäffer führt aus: Die Stadtgemeinde wurde fast ein ganzes Jahr als Gesam-
tes geprüft. Die Prüfung war eine sehr hohe Belastung für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, neben all den Projekten, die umgesetzt werden (Neubau BORG, Rathaus, „200 Jahre 
Stille-Nacht“ etc.). Trotzdem macht es uns Freude, zu arbeiten. Auch die Kindergärten, die 
Feuerwehr und sonstige Einrichtungen wurden mitgeprüft. In den Gesprächen mit dem Lan-
desrechnungshof war es immer sehr schwierig, Dinge zu erklären. 
  
Thema Vertragsverwaltung: Jeder hier kennt das Stadtamt. Aufgrund des Platzmangels ist 
die Verwaltung so strukturiert, dass die Verträge den Abteilungen zugeordnet sind. Das hat 
dem LRH nicht gefallen. Man wollte eine zentrale Aufbewahrungsstelle. Das geht bei uns 
derzeit nicht. Im neuen Rathaus wird es einen Keller mit Zentralarchiv geben. Auch das ha-
ben versucht,  zu erklären. Wir sind momentan dabei, den elektronischen Akt einzuführen. 
Im derzeitigen Gebäude ist das aber noch nicht möglich. Auf dem einzigen Hochleistungsko-
pierer, der vor dem Büro des Bürgermeisters steht, können wir nicht andauernd scannen. 
Auch auf den Schreibtischen ist zu wenig Platz. Bis vor Kurzem hatten wir nur eine einzige 
Person, die für die gesamte EDV aller Einrichtungen der Stadtgemeinde zuständig war. Es 
gibt sehr viele Dinge, die vom Landesrechnungshof nicht beachtet wurden.  
 
Im EDV-Bereich haben wir viele Dinge, die auf dem neuesten Stand sind (Buchhaltung, 
Lohnverrechnung etc.). Einige Dinge waren einfach aufgrund der schlechten räumlichen Si-
tuation im Haus nicht umsetzbar. Wir sind ständig bestrebt, Dinge zu verbessern, aber sie 
brauchen einfach Zeit. Die Rechnungshofprüfung hat uns einige Monate an Zeit gekostet, die 
wir jetzt wieder aufholen müssen.  
 
Gewisse Vorwürfe sind in ihrem Ton nicht angemessen, das hätte ich mir anders vorgestellt. 
Wir haben immer wieder bestätigt, dass wir froh sind, geprüft zu werden und dass wir uns 
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verbessern wollen. Der Bericht war eine große Überraschung für uns. Die Kritik, dass wir in 
manchen Bereichen nicht modern sind, ist etwas überzogen. Wir sind sehr bemüht, manche 
Dinge können wir derzeit jedoch nicht umsetzen. In einigen Bereichen sind wir aber auch 
federführend. Zum Beispiel gibt es nicht viele Gemeinden, die wie wir ein Organisations-
handbuch haben. Es ergaben sich einfach gewisse Auffassungsunterschiede. Wir haben 
immer wieder betont, dass wir bestrebt sind, etwas zu ändern.  
 
2. Vizebgm. Ing. Djundja möchte nicht auf die einzelnen Kritikpunkte eingehen, es gibt die 
Gegendarstellung.  
Zum KDZ-Quicktest hält er kurz fest: Entgegen den Vorwürfen ist Oberndorf bei der Eigenfi-
nanzierungsquote weit über dem Durchschnitt, hier wurde alles zusammengeworfen. Zum 
Thema „Überschuss durch Personalmangel“: Der Überschuss ergibt sich durch die Struktur-
hilfe und nicht durch den Personalmangel. 
 
Der Landesrechnungshofbericht sollte ernst genommen werden, Spezifika der Gemeinden 
sollten bei solchen Prüfungen aber auch beachtet werden. Es gibt neben der Ansicht des 
LRH auch andere Ansichten, nämlich die des Salzburger Gemeindeverbandes, die der Abtei-
lung 1 des Landes und natürlich die der Stadtgemeinde. Zu Recht weist Gemeindebunds-
präsident und ÖVP-Bürgermeister von St. Johann Günter Mitterer auf die Spezifika der je-
weiligen Gemeinde und deren regionale Aufgaben hin. 
Jede Gemeinde hat eine gewachsene Struktur, die schon jahrelang funktioniert. Auch der 
politische Wille darf man nicht außer Acht gelassen werden. Ein Stadtamt  ist kein Computer, 
den man programmiert, und jeder arbeitet dann gleich. Der Landesrechnungshofbericht 
klingt aber ein bisschen danach. Eine Gemeinde ist ein Verband, in dem Menschen arbeiten 
und gestalten und das Beste für die Stadt, unter Berücksichtigung der gesetzlichen Rah-
menbedingungen, herausholen.  
 
Genauso wichtig wie die teilweise nicht nachvollziehbaren Kritikpunkte und die Verbesse-
rungsvorschläge des LRH sind die Gegendarstellungen der Gemeinde. Natürlich sollen ein-
zelne essenzielle Dinge umgesetzt werden bzw. wurden sie schon umgesetzt. Für alle Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter waren die letzten 10 Monate eine besondere Herausforderung. 
Dafür herzlichen Dank und auch für die Ausarbeitung der Gegendarstellung.  
 
Stadtrat Wenzl bemerkt zum Thema „Überschuss“ und „Personalmangel“, dass seine Kritik 
aussagt, die Rahmenbedingungen für die Mitarbeiter müssen verbessert werden. Sie stehen 
teilweise an der Belastungsgrenze, das ist frühzeitig zu erkennen. Es wurde in keiner Weise 
Kritik an den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geübt. Im neuen Amt wird sich das zum Posi-
tiven ändern können. 
 
Stadtrat Ing. Schweiberer möchte von Stadtrat Wenzl wissen, ob er seine Wortmeldung als 
Anregung der ÖVP-Fraktion verstehen muss, er wurde das gerne richtig zuordnen. 
 
Stadtrat Wenzl spricht sich für die Umsetzung der automatisierten Abrechnung aus, ebenso 
für die vorgeschlagene Vertragsverwaltung. 
 
Amtsleiter Dr. Schäffer widerspricht, dass die derzeitige Vertragsverwaltung nicht funktionie-
ren soll. Alle Unterlagen, die benötigt wurden, konnten vorgelegt werden. Wir sind gerade 
dabei, Verträge elektronisch zu archivieren. Ein Teil ist schon erfasst, es gibt aber Altverträ-
ge, die noch in Papierform alphabetisch abgelegt sind. Erfasst sind die Verträge in einer Da-
tenbank. In dieser Datenbank sind aufgrund mehrfacher Mitarbeiterwechsel ein paar Fehler 
entstanden, das ist richtig. Doch wo Menschen arbeiten, passieren nun einmal Fehler. Die 
alphabetische Ablage hat dem Landesrechnungshof nicht gefallen. Gewisse Verträge wur-
den sachbezogen abgelegt, da dies für uns sinnvoller erschien. Der Direktor des LRH mein-
te, wir sollten unsere Verträge in einem feuerfesten Schrank ablegen und die einzelnen Ab-
teilungen nur Kopien der Verträge erhalten.  
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Stadtrat Wenzl spricht die Terminisierung der Verträge an.   
 
Amtsleiter Dr. Schäffer erklärt, dass zum Beispiel bei den Darlehensverträgen die Ablaufda-
ten Frau Moßhammer bekannt sind. Ein Kaufvertrag, der abgeschlossen wurde, ist erledigt. 
Bei Versicherungspolizzen unserer Fahrzeuge wollte der Landesrechnungshof neue Poliz-
zen sehen, die bekommt man aber nur bei Anmeldung eines Fahrzeuges. Es war jedoch 
alles nachzuvollziehen und wir konnten alle Polizzen vorlegen.  
 
Frau Moßhammer ergänzt, dass wir Excel-Tabellen mit den Fahrzeug-Daten führen. Der 
LRH hat sich die Tabellen nur anders vorgestellt bzw. hatte er Probleme, gewisse Dinge 
nachzuvollziehen.   
 
Stadtrat Mag. (FH) Danner denkt, man sollte von der Grundsatzdiskussion wegkommen. 
Gewisse Formulierungen waren nicht besonders glücklich gewählt. Fakt ist, dass es da und 
dort einen Anlass gibt, Prozesse neu zu überdenken und das kann sicherlich auch etwas 
Positives herauskommen.  
 
Es stellt sich die Frage, ob der Landesrechnungshof berechtigt ist zu kritisieren, wie wir die 
Wohnungsvergabe machen. Seit Jahrzehnten ist es gelebte Praxis, dass die Gemeinde die 
Wohnungsvergabe durchführt. Es war der politische Wille, dass die Stadtgemeinde das 
Wohnungsvergaberecht bekommt. Interessant ist, dass ziemlich zeitgleich die Stadt Salz-
burg der GSWB das Wohnungsvergaberecht entzogen hat. Die Stadt wollte das Recht da-
mals selber haben. Natürlich kann man das Thema überdenken. Die Ausarbeitung konkreter 
Richtlinien (z. B. Punktesystem) wäre wünschenswert, um alles halbwegs nachvollziehen zu 
können. 
 
Die Kritik am Überprüfungsausschuss würde ich als Anregung sehen. Ein Vorschlag wäre, 
sich für jeden Überprüfungsausschuss ein konkretes Projekt zur Überprüfung auszusuchen. 
Im nächsten Überprüfungsausschuss sollten wir uns vielleicht die Abrechnung der gemein-
deeigenen Wohnungen ansehen. Vor langer Zeit haben wir uns das bereits einmal ange-
schaut. Das wäre jetzt ein Anlass, dies wieder zu tun.  
 
Eine Grundsatzdiskussion über die Entwicklung der gemeindeeigenen Wohnungen sollte im 
Bauausschuss oder Gestaltungsbeirat geführt werden. Damit ist nicht gemeint, diese zu ver-
äußern, sondern die Weiterentwicklung der Immobilien im Sinne von „das Vermögen der 
Stadtgemeinde“ mehren.   
 
Frau Moßhammer wirft ein, dass Anregungen für Tagesordnungspunkte für den Überprü-
fungsausschuss von den Mitgliedern des Ausschusses kommen sollten.  
 
GV Strobl findet den Rechnungshofbericht überzogen und rufschädigend. Er hält ihn eigent-
lich für eine Frechheit. Bei manchen Dingen gibt es natürlich Verbesserungsbedarf, doch 
technische Verbesserungen bedeuten auch Bürokratie und Mehraufwand. 
Vor zwei Jahren haben wir diskutiert, über den Sommer Vorschläge zu erarbeiten, ich weiß 
nicht, ob seitens der Gemeindevertretung Vorschläge gekommen sind. 
Hat der LRH jemals mit einem Mitglied des Überprüfungsausschusses geredet? Auch das 
gehört für mich dazu. Über eine Gemeinde so herzuziehen und an die Medien zu geben, die 
das einfach so übernehmen, das sollte ein LRH eigentlich nicht machen.  
.  
Bürgermeister Schröder antwortet auf die Kritik von Stadtrat Wenzl: Die Schuldendienstquote 
wird von der Abteilung 1 anders berechnet als vom Landesrechnungshof.  
Der Wolf-Grund muss gekauft werden, ansonsten kann der Pachtvertrag nicht verlängert 
werden. Fakt ist: Den Verkauf der Wohnungen haben wir angestrebt wird, weil wir uns dann 
den Wolf-Grund leichter leisten können. Das wurde auch einstimmig beschlossen.  
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Dass „in den letzten 14 Jahren im Amt nichts passiert ist“ und ich „das Personal ausbeute“ 
weise ich schärfstens zurück. Es hat sich sehr wohl sehr viel verändert! Wie das Amt aus-
sah, als ich es übernommen habe, dazu ein Beispiel: Die EDV-Leitungen waren um das Ge-
bäude „gewickelt“, das ist aus der Notsituation entstanden, weil die EDV eingeführt wurde. In 
der letzten Zeit ist es uns nach sehr langen Verhandlungen sogar gelungen, drei Personen 
zusätzlich einzustellen (EDV, Allgemeine Verwaltung, Bauhof), was eine große Entlastung 
für die bisherigen Mitarbeiter bedeutet, denn der administrative Aufwand steigt ständig. Wir 
haben viele Dinge versucht, die jedoch aufgrund der Gesetzgebung nicht durchführbar wa-
ren. Vor zehn Jahren haben wir auch versucht, die Zeiterfassung einzuführen. Das ist da-
mals an der Infrastruktur im Haus gescheitert. Wir haben den Regionalverband ausgelagert, 
um bei uns einen Platz für einen neuen Mitarbeiter zu bekommen.  
Dem gewünschten feuerfesten Schrank für die Verträge würde vermutlich unser derzeitiger 
Boden nicht standhalten. Die Ablage der Verträge in den einzelnen Abteilungen macht für die 
Arbeitsabläufe durchaus Sinn, da zum Beispiel Herr Haberl nicht einmal bei uns im Haus 
sitzen kann. Jetzt bauen wir das neue Rathaus, welches 1998 schon geplant war.  Im neuen 
Amt werden natürlich viele Dinge machbar sein, die es bisher nicht waren. Wir haben auch 
mehr Mitarbeiter, die die Arbeiten bewerkstelligen können. Dass also „in den letzen 14 Jah-
ren nichts passiert sei“, halte ich für untergriffig. 
 
Das Thema „IKS“ zieht sich durch den gesamten Bericht durch. Man findet natürlich immer 
etwas, das man an einem Kontrollsystem verbessern kann, doch einige Dinge wurden – wie 
gesagt – ja bereits umgesetzt.  
 
Zu den Wohnungsvergaben und dem Punktesystem: Wir haben uns erkundigt, es muss je-
doch praktikabel für die Mitarbeiterinnen im Amt sein. Sie hinterfragen alles sehr genau. Wir 
können uns natürlich gerne über das Thema unterhalten.  
 
Zur Entwicklung der gemeindeeigenen Wohnungen: Die Wohnungsverträge mit den Kündi-
gungsfristen werden wir uns ansehen, um flexibler zu werden. Eventuell bekommt man 
dadurch irgendwann ein Haus leer um aus- oder umzubauen. Die Thematik sollte in einem 
Ausschuss behandelt werden. 
 
Frau Moßhammer erklärt, dass die Stadtgemeinde im Jahr 2017 17,3 Millionen Schulden 
hatte, wobei 7,2 Millionen Schulden der Kategorie III sind. Durch den HAK- und BORG- 
Neubau hat Oberndorf hohe Kategorie-III-Schulden, die in der gesamten Schuldensumme 
immer enthalten sind, jedoch vom Bund bezahlt werden. Diese werden zur Berechnung in 
Portalen, wie zum Beispiel der „offene Haushalt“, auch mit herangezogen. Kaum eine Ge-
meinde hat solche Schulden. In den sozialen Medien wird verbreitet, dass Oberndorf die 
Schulden verschönt, schlecht darstellt oder gelogen wird. Das ist eine Schlechterstellung von 
Oberndorf und das ist nicht richtig. Bei der Schuldendienstquote setzt der Landesrechnungs-
hof die Einnahmen aus eigenen Gebühren, Benützungsgebühren und den Ertragsanteilen 
ins Verhältnis zu den Aufwendungen für Darlehen, Haftungen und Dauerschuldverpflichtun-
gen. Die Ertragsanteile im Jahr 2016 erreichen gerade das Jahr 2014. Die Ausgaben wie 
Personal, Instandhaltungen und Wartungen unterliegen jedoch einer jährlichen Teuerung. 
Die Abteilung 1 berechnet die Quote anders. Kennzahlen sind Kennzahlen und die Berech-
nungsmethoden unterschiedlich. Aber weder dort noch da wird gelogen, denn die Schulden 
stehen in jeder Jahresrechnung mit dem tatsächlichen Schuldenbetrag.  
In den letzten Jahren wurde sehr viel aus Eigenmitteln in Vermögenswerte investiert (zum 
Beispiel Kindergärten, Straßen etc.) und Oberndorf ist es wert, dass auch das betont wird.  
Dass für außerordentliche Vorhaben auch Darlehen aufgenommen werden müssen und die-
se nicht immer durch die laufenden Einnahmen und Ausgaben bedeckt werden können, weiß 
jeder Betrieb.  
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Hier würde ich schon bitten, dass man nach außen geht und Oberndorf da nicht schlecht 
redet. Nicht, dass es dann heißt, „was ist denn bei euch los?“, „was wird denn da gemacht?“ 
und „wie steht denn ihr da?“. Das stimmt nicht. Es gibt genug Gemeinden, die haben mehr 
Schulden wie wir. Aber natürlich haben wir Spezifika, die einfach über solche generellen 
Zahlen sehr schwer zu bewerten sind. Man sieht im Voranschlag 2013 zum Beispiel eine 
Schuldendienstquote von über 50 %, hier handelt es sich aber nur um die Bildung der Zwi-
schenfinanzierung der HAK. Das wurde getilgt und die Darlehen aufgeteilt auf HAK und PTS. 
Das kann natürlich keiner sonst wissen außer wir. Doch jeder, der hier sitzt, sollte das schon 
wissen. Es gibt viele, die mehr Schulden haben als wir. Zahlen sind vielleicht schwer zu be-
werten. Doch das betrifft uns alle und sollte auch so von der Gemeindevertretung nach au-
ßen getragen werden.  
 
Stadtrat Wenzl stellt ergänzend fest, dass für ihn die Medienberichterstattung auch völlig 
daneben gegriffen war. 
 
Die Darstellungen werden von den Gemeindevertretungsmitgliedern zur Kenntnis ge-
nommen.  
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21. Salzburger Deklaration der Selbstverwaltungen der Gebietskrankenkassen 
und der Ärztekammer zur Kassenfusion 
(Dringlichkeitsantrag – nachträglich aufgenommen gem. § 25 Abs. 8 Sbg. GdO 1994) 
 
GV Dr. Weiß erläutert den vorliegenden Dringlichkeitsantrag, der wie folgt lautet und mit 23. 
Mai 2018 datiert ist: 

DRINGLICHKEITSANTRAG 
 
Die unterfertigten Mitglieder der Gemeindevertretung (es sind dies GV Dr. Andreas Weiß, 
Vizebgm. Ing. Georg Djunjda, GV Maria Petzlberger, GV Markus Strobl) stellen gemäß § „% 
Abs. 8 Sbg. GdO 1994 den Antrag, nachstehenden Verhandlungsgegenstand 
 

SALZBURGER DEKLARATION 
 

der Selbstverwaltungen der Gebietskrankenkassen 
und der Ärztekammern zur Kassenfusion 

 
auf die Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf 
bei Salzburg am 23. Mai 2018 aufzunehmen und begründen die Dringlichkeit der Angele-
genheit durch die aktuellen bundespolitischen Entwicklungen in Bezug auf die Fusion der 
Sozialversicherungen und die damit einhergehenden Auswirkungen auf die Bundesländer 
sowie die Gemeinden. 
 
Text der Salzburger Deklaration: 
 

„Ärztekammer für Burgenland Burgenländische Gebietskrankenkasse Ärz-
tekammer für Kärnten Kärntner Gebietskrankenkasse      Ärzte-
kammer für Niederösterreich Niederösterreichische Gebietskrankenkasse 
Ärztekammer für Oberösterreich Oberösterreichische Gebietskrankenkasse 
Ärztekammer für Salzburg Salzburger Gebietskrankenkasse    Ärzte-
kammer für Steiermark Steiermärkische Gebietskrankenkasse Ärz-
tekammer für Tirol Tiroler Gebietskrankenkasse 
Ärztekammer für Vorarlberg Vorarlberger Gebietskrankenkasse 

Ärztekammer für Wien Wiener Gebietskrankenkasse 
 

SALZBURGER DEKLARATION 
 

der Selbstverwaltungen der Gebietskrankenkassen 
und der Ärztekammern zur Kassenfusion 

 
Die Gesundheitsversorgung ist regional, muss sich an den Menschen orientieren und daher 
möglichst wohnortnahe sein; gleiches gilt für die Strukturen der Gesundheitsverwaltung. Eine 
optimale Organisation der Versorgung setzt voraus, dass Probleme im Detail bekannt sind, 
um flexible, den regionalen Gegebenheiten angepasste Lösungen zu finden. Regionale Ent-
scheidungen sind nah bei denjenigen, die von ihnen betroffen sind. Dies ist der Kerngedanke 
des Subsidiaritätsprinzips.  
 
Die Organisation der ambulanten Versorgung durch Selbstverwaltungsorganisationen von 
Dienstnehmern, Dienstgebern und ÄrztInnen hat sich bewährt, immer wieder Modernisie-
rungsschritte gesetzt und auch Leistungen ausgebaut. Durch die regionale Präsenz von Ge-
bietskrankenkassen und der Ärztevertretung hat sich ein gut organisiertes und effizientes 
Netzwerk etabliert, das die PatientInnen in den Fokus rückt. Nur eine Gesundheitsversor-
gung, die nahe am Menschen ist, garantiert rasche und effektive Hilfe. So kann z. B. am bes-
ten der Bedarf an zusätzlichen Kassenarztpraxen beurteilt werden und bei Problemen bei 
der landärztlichen Versorgung Abhilfe geschaffen werden.  



45 
Gv230518  

 

 
Aus diesem Grund stehen die Gebietskrankenkassen gemeinsam mit den Landes-
Ärztekammern für eine Fortführung und Optimierung dieses Netzwerks ein. 
  
Damit verbunden sind:  
• der Erhalt der regionalen Krankenversicherungen als wichtige Säule der regionalen 
Gesundheitsversorgung mit Planungs- und Beitragshoheit; 
• die Absicherung der echten regionalen Selbstverwaltung aus Dienstnehmern und 
Dienstgebern in den Krankenkassen, weil sie die Bedürfnisse der PatientInnen und Finanzie-
rer am besten kennen. Ablehnung der Reduktion der Selbstverwaltung auf ein reines Auf-
sichtsorgan; 
• die autonome Finanzierung und Verwaltung der Krankenkassen und der Beibehalt 
der Dualität der Beitragsprüfung durch Kassen und Finanzbehörden; 
• der Fortbestand der bestehenden autonomen Gesamtvertragsstrukturen zwischen 
Kassen und Kammern, weil nur diese die regional bestmögliche Versorgung garantieren; 
• die Wiederherstellung jenes Zustands, der den Kassen die Abdeckung der versiche-
rungsfremden Leistungen durch die Bundesregierung garantierte: Ihr Entfall hat die Kassen 
immer wieder vor nicht selbst verschuldete finanzielle Probleme gestellt. Daher gehören die-
se Leistungen, die nicht von der Versichertengemeinschaft zu finanzieren sind, den Kassen 
künftig wieder ersetzt; 
• die Solidarität und Risikoausgleich zwischen den Krankenversicherungen (Aus-
gleichsfonds); 
• die Freiheit, finanzielle Mittel auch in der Region für die Gesundheitsversorgung der 
Bevölkerung auszugeben, wo sie erwirtschaftet wurden; 
• die Berücksichtigung des Fachwissens der Ärzteschaft bei der Entscheidungsfindung 
im Gesundheitswesen; 
• rasche Maßnahmen, wie sie auch im Regierungsprogramm vorgesehen sind, zur 
Stärkung der Wertschätzung der Kassenärzteschaft, denn nur sie garantiert die soziale me-
dizinische Versorgung für alle Bevölkerungsgruppen. 
 
Wir bekennen uns zu einer konstruktiven und gemeinsamen Weiterentwicklung des Gesund-
heitssystems. Eine Zerschlagung der sicheren und leistungsstarken Netzwerke auf Landes-
ebene zugunsten einer zentralistischen Struktur auf Bundesebene lehnen wir ab.  
 
Vor diesem Hintergrund haben die VertreterInnen der Ärztekammern und Gebietskranken-
kassen am 30. März 2018 diese Deklaration beschlossen und vereinbart, diese an die Mit-
glieder der Bundesregierung, die Mitglieder der neun Landesregierungen und die im Natio-
nalrat, Bundesrat und in den Landtagen vertretenen Parteien sowie an die Sozialpartner zu 
übermitteln. 
  

Unterstützungserklärung 
Salzburger Deklaration 

 
der Gebietskrankenkassen und der Ärztekammern zur Kassenfusion 

 
Die unterzeichnende Organisation begrüßt die Initiative der Ärztekammern und Gebietskran-
kenkassen die regionalen Netzwerke zur Versorgung der Patientinnen und Patienten fortzu-
führen und zu optimieren.  
 
Die beiliegende Salzburger Deklaration findet unsere volle Unterstützung.“  
 
2. Vizebgm. Ing. Djundja ergänzt: Der Hauptkritikpunkt ist, dass wir uns zu einer konstrukti-
ven und gemeinsamen Weiterentwicklung bekennen. Es soll diesen Dialog geben. Ich habe 
mich heute noch bei der Gebietskrankenkasse erkundigt, viele haben die Deklaration schon 
unterfertigt (z. B. Gemeindeverband etc.) 
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GV Strobl: Wir haben die Sache unterstützt, weil wir glauben, sie gehört in der Gemeindever-
tretung diskutiert. Wir haben jedoch etwas gegen die Art und Weise, wie das bei ÖVP und 
FPÖ läuft. Es gehören alle eingebunden. Darum haben wir das unterstützt. Es muss schon 
eine gewisse Autonomie geben. 
 
Stadtrat Ing. Schweiberer: Wir stimmen dem nicht zu. Es ist nur Kontra drauf, es sollte aber 
auch die andere Seite gehört werden. Bei so einer einseitigen Geschichte sehe ich mich 
nicht in der Lage abzustimmen. Ich glaube nicht, dass es kein Pro gibt. Das in so kurzer Zeit 
abzuhandeln, passt für mich nicht. 
 
Stadtrat Wenzl: Auch ich möchte mich vorbereiten und beide Seiten sehen. Ich konnte mich 
aus Zeitgründen mit der Thematik nicht beschäftigen, das ist mir zu kurzfristig. 
 
GV Dr. Weiß stellt fest, dass sich die Kurzfristigkeit durch die kurzfristige Ministerratssitzung 
ergeben hat und es sich hier um keine Parteipolitik handle. Dass es sich nur um Negatives 
handle, stimme nicht. Wir können die Sache zwar nicht lösen, jedoch aufzeigen. Man fährt 
hier um Ärztekammer, Gebietskrankenkasse etc. einfach drüber, dagegen muss man sich 
wehren. 
 
Stadtrat Mag.(FH) Danner: Das ist eine typisch österreichische Diskussion. Man diskutiert 
über Verwaltungsreform und nichts passiert, weil alles zerredet wird. Wir leisten uns Struktu-
ren, die längst überholt sind. Der Rechnungshof hat nur angezweifelt, ob diese Milliarden 
einzusparen sind. Ich glaube schon, dass wir Reformbedarf haben. Es sehen schon einige 
ihre Felle davonschwimmen. Ich finde es gut, wenn es eine Koalition gibt, die dies aufzeigt. 
Wenn der Bund eine große Koalition eingegangen wäre, hätte meiner Meinung nach die 
FPÖ bei der nächsten Wahl die absolute Mehrheit erhalten. Es sollte versucht werden, etwas 
zu ändern. 
 
2. Vizebgm. Ing. Djundja: Die Ärztekammer hat es gemeinsam mit der GKK entwickelt. Auch 
der Gemeindebund, der kein Freund der instrumentellen Opposition ist, hat das auch so ge-
sehen. Wir als Gemeinde Oberndorf haben die Verantwortung zur Selbstverwaltung, dass es 
auch eine echte Selbstverwaltung bleibt und Salzburger Beiträge in Salzburg bleiben und 
weiterhin hier in Salzburg entschieden wird, was mit den Geldern geschieht. Es geht um die 
regionale Selbstverwaltung in den einzelnen Ländern und um einen Dialog im Prozess über 
alle Coleurs hinweg. 
 
Stadtrat Mag.(FH) Danner: Ich frage mich, ob es notwendig ist, in jedem Bundesland eigene 
Regeln zu machen in unserem kleinen Österreich. 
 
Stadtrat Ing. Schweiberer zum Thema „Rufbereitschaft“: Bei der „Sicherheits-Charta“ war 
auch die AUVA vertreten. Es sind in Salzburg ohnehin schon andere Wege vorgegeben, das 
ist bereits unter Dach und Fach – das ist klar herausgekommen. Einen Dialog gibt es. Es 
stimmt nicht, dass dies nie gemacht wird – und da waren alle vertreten – das ist unfair. 
 

 GV Anna Schick verlässt die Sitzung, somit sind 21 GV anwesend. 
 
GV Dr. Weiß, der den Antrag eingebracht hat, stellt nunmehr den Antrag auf Beendigung  
der Diskussion und den Bürgermeister zu beauftragen, die vorliegende Unterstüt-
zungserklärung der Salzburger Deklaration der Gebietskrankenkassen und der Ärzte-
kammer zur Kassenfusion für die Stadtgemeinde Oberndorf zu unterfertigen. 
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): 13 Stimmen dafür (SPÖ, Grüne), 8 Stimmen 
dagegen (ÖVP, NOW, FPÖ) 
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22. Allfälliges 
 
GV Strobl ersucht um Anbringung eines Hinweises beim Lokalbahn-Parkplatz, dass es sich 
hier um PKW- und nicht Moped-Parkplätze handelt.  
 
Bürgermeister: Wird an die Lokalbahn weitergegeben. 
 
GV Strobl: Es werden die Bahnhöfe Anthering und Oberndorf saniert. Könnte man hier nach-
fragen, ob Oberndorf in der Prioritätenliste nicht vorgereiht werden könnte? 
 
Bürgermeister: Das Oberndorf weiter hinten gereiht ist, hat einen Grund. Nicht nur Anthering 
sondern auch Bürmoos wird vorgezogen. Zuerst werden diese Bahnhöfe saniert, weil auch 
am Streckennetz Maßnahmen vorgenommen werden. 
 
Stadtrat Wenzl spricht die Evaluierung der Müll-Gebühren an. Könnten wir nicht den „Win-
delsack“ einführen, falls es Überschüsse gibt? 
 
Bürgermeister: Wird in einer Umweltausschuss-Sitzung behandelt. 
 
Ende des öffentlichen Teiles der Sitzung: 21.40 Uhr 
 
Bürgermeister Schröder verabschiedet die Zuhörer und stellt den Antrag, die Nichtöffent-
lichkeit des nachfolgenden Tagesordnungspunkte 23. zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
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23. Vergabe von Wohnungen (nichtöffentlich gem. § 28 Sbg. GdO 1994) 
 
 
Da keine Wortmeldungen mehr vorliegen, schließt der Bürgermeister die Sitzung um 21.55 
Uhr. 
 
 
Die Schriftführerin:     Der Vorsitzende: 
 
gez. Gabriele Niederstrasser  eh.   gez. Bürgermeister Peter Schröder eh. 
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Beschlussfassungsprotokoll 
GV v. 23.05.18 

 
TOP Beschluss erledigt am erledigt von 

    

2. Protokoll vom 18.04.2018   

4. Jahresrechnung Stadtgemeinde 2017   

5. Jahresrechnung Immobilien KG 2017   

6. Ankauf Wertpapiere f. Tilgung CHF-
Kredit 

  

7. Vereinbarung z. Leitungsrecht A1 Te-
lekom 

  

8. Vereinbarung Leitungsführung Salz-
burg AG 

  

9. Änderung Bebauungsplan Obdf-Ost   

10. Änderung FLWP „Krankenanstalten 
Süd 2“ und Bebauungsplan „Kranken-
anstalten“ 

  

11. Sanierung KG 2 – Beauftragung aus-
führende Gewerke 

  

12. SWH Oberndorf – Errichtung Photo-
voltaikanlage 

  

13. Mehrzweckturnhalle – brandschutz-u. 
sicherheitstechn. Maßnahmen 

  

14. Aula SMS – Brandschutzmaßnahmen   

15. Auflösung Mietvertrag Kopfbau Stadt-
halle mit SNO 

  

16. Dienstleistungsvereinbarung betr. 
Schulpflicht-ZMR-Datenbereitstellung 

  

17. Wohnungsverkauf Sbg. Str. 10 - Zu-
stimmung Teilung Wohnungseigen-
tum 

  

19.1. – 
19.3. 

Subventionen   

21. Unterfertigung Sbg. Deklaration d. 
Selbstverwaltung der GKK u. Ärzte-
kammer z. Kassenfusion 

  

23.1. – 
23.10. 

Wohnungsvergaben   

    

 
 


